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Zusammenfassung

Steuerkraftermittlung im kommunalen Finanzausgleich nach
der Grundsteuerreform

Die Studie untersucht neuartige Fragen zur Berlicksichtigung
der reformierten Grundsteuer im kommunalen Finanzaus-
gleich. Der Fokus liegt auf Nordrhein-Westfalen; andere deut-
sche Lander missen vergleichbare Fragen beantworten.

Anfang 2025 ist in Deutschland die reformierte Grundsteuer
in Kraft getreten. Als eine wichtige kommunale Einnahme-
quelle werden ihre Einnahmen im kommunalen Finanzaus-
gleich berticksichtigt. Zum Schutz der kommunalen Hebesatz-
autonomie werden diese Einnahmen aber nicht mit den lokal
verantworteten, unterschiedlichen Hebesatzen veranschlagt,
sondern mit fiktiven, einheitlichen Nivellierungshebesatzen.

Mit dem zusatzlichen nordrhein-westfélischen Grundsteuer-
hebesatzgesetz (NWGrStHsG) erhalten die Gemeinden die
Option, wie bisher einen einheitlichen Hebesatz der Grund-
steuer B zu nutzen oder alternativ zwei unterschiedliche He-
besatze fir Wohn- und Nichtwohngrundstiicke anzuwenden.
Diese WahIlmoglichkeit zwischen zwei alternativen Hebesatz-
systemen stellt die Hebesatznivellierung im kommunalen Fi-
nanzausgleich vor eine neue Herausforderung.

Die Studie formuliert die denkbaren alternativen Nivellie-
rungsregeln, dieses Hebesatz-Optionsmodell rechtssicher so-
wie allokativ und distributiv gerecht in den Finanzausgleich in-
tegrieren. Die Regelungsalternativen werden mit Simulations-
rechnungen auf ihrer Leistungsfahigkeit getestet. Von den
drei denkbaren Alternativen sticht ,Einer fir alle” weit hervor;
sie ist die einzige wirklich neutrale Nivellierungsregel.

Zudem betrachtet die Studie kurz die Nivellierung der land-
wirtschaftlichen Grundsteuer A, verneint die Frage nach der
Nivellierung der optionalen Grundsteuer C und empfiehlt, die
Grundsteuer in der reformbedingten Ubergangszeit nur mit
kurzem Stiitzzeitraum im Finanzausgleich zu beriicksichtigen.

Schlagworte: Grundsteuer, kommunaler Finanzausgleich, steu-
erkraft, Hebesatz-Nivellierung

JEL-Classification: H71, H77, R52

Abstract

Determining the tax capacity for municipal financial equalisa-
tion after the property tax reform

The study examines novel questions regarding the inclusion of
the reformed property tax in municipal financial equalisation.
The focus is on North Rhine-Westphalia; however, other Ger-
man states have to answer similar questions.

The reformed property tax came into force in Germany at the
beginning of 2025. As an important source of municipal in-
come, its revenues are taken into account in municipal finan-
cial equalisation. However, to protect municipal autonomy in
setting the municipal tax rate, these revenues are not assessed
using the individual municipal tax rates, but rather using uni-
form, notional levelling rates.

With the additional North Rhine-Westphalian Property Tax
Rates Act (NWGrStHsG), the municipalities have the option of
continuing to use a uniform property tax rate or, alternatively,
of applying two different rates for residential and non-residen-
tial properties. This option between two alternative property
tax systems poses a new challenge for the levelling of property
tax rates in municipal financial equalisation.

The study develops potential alternative levelling rules that
would allow this rate-option model to be integrated into the
fiscal equalisation system in a legally secure manner that also
ensures distributive and allocative fairness. The regulatory al-
ternatives are tested for their effectiveness using simulation
calculations. Of the three conceivable alternatives, the ‘One
for all’-model stands out as the only truly neutral levelling rule.

In addition, the study briefly considers the equalisation of the
agricultural property tax A, and dismisses the question of
equalising the optional property tax C. During the transitional
period resulting from the reform, we recommend accounting
for property tax in the equalisation scheme only for a short pe-
riod.

Keywords: Municipal climate protection, fiscal equalisation,
tax capacity, levelling rules for tax rates
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Steuerkraftermittlung im kommunalen Finanzausgleich
nach der Grundsteuerreform

Die zentralen Befunde der Untersuchung

Aufgabe der Uberpriifung

Die Steuerkraft aus der Grundsteuer ist, wie in al-
len Ldndern Ublich, im kommunalen Finanzaus-
gleich des Landes Nordrhein-Westfalen — dem
jahrlichen Gemeindefinanzierungsgesetz GFG —
zu berlicksichtigen. Als kommunale Realsteuer
mit grundgesetzlich garantiertem Hebesatzrecht
kann sie jedoch nicht mit dem tatsachlichen o6rt-
lichen Steueraufkommen angerechnet werden.
Um die Effekte der Hebesatzautonomie — eine
Gemeinde erhebt besonders niedrige oder be-
sonders hohe Grundsteuern —vom kommunalen
Finanzausgleich zu isolieren, werden Nivellie-
rungshebesatze verwendet. Anstelle mithilfe der
gemeindeindividuellen Hebesatze wird fir jede
Gemeinde die fiktive Steuerkraft ermittelt, die
sie mit diesen ungefdhr durchschnittlichen He-
besatzen hatte. Dieses fiktive Aufkommen wird
ihr im Finanzausgleich als Steuerkraft angerech-
net; tatsidchliche Abweichungen davon nach
oben oder unten sind allein Sache der jeweiligen
Gemeinde, da sie diese durch ihre Hebesatzent-
scheidung auch selbst herbeigefiihrt hat.

Mit der ab 2025 wirksamen Grundsteuerreform
und dem nordrhein-westfélischen Grundsteuer-
hebesatzgesetz (NWGrStHsG) ist eine Anpassung
der Hebesatznivellierung erforderlich. Denn die
nordrhein-westfalischen Stadte und Gemeinden
haben nun die Option, sich wie bisher fir einen
einheitlichen Hebesatz der Grundsteuer B zu
entscheiden. Alternativ kdnnen sie unterschied-
liche Hebesatze fiir Wohn- und Nichtwohngrund-
stliicke erheben. Diese Wahlmoglichkeit zwi-
schen zwei alternativen Hebesatzsystemen stellt
die Hebesatznivellierung im kommunalen Fi-
nanzausgleich vor eine neue, bisher nicht ge-
kannte Herausforderung.

Drei Normierungsregeln fiir Grundsteuer B

Im vorliegenden Gutachten werden theoretisch
gangbare Regelungsalternativen zur Normierung
der Grundsteuer B identifiziert und ausgearbei-
tet. Diese Alternativen werden im Rahmen einer
qualitativen Argumentation und einer quantita-

tiven Simulationsrechnung auf ihre Leistungsfa-
higkeit untersucht. Von den drei Alternativen —
Regel | ,Einer fur alle”, Regel Il ,Beide fiur sich”
und Regel Il ,,Zwei fir alle” — sticht die erste Ni-
vellierungsregel weit hervor, sie Ubertrifft die
beiden Alternativen in allen Qualitatskriterien
und ist die einzige wirklich neutrale Regel.

Diese Nivellierungsregel |, die am Ende der Ana-
lysen fir die Grundsteuer B mit Nachdruck emp-
fohlen wird, sieht vor, dass alle Gemeinden in der
Nivellierung so behandelt werden, als ob sie von
der Option der Hebesatznivellierung keinen Ge-
brauch machen wirden. Bei den Gemeinden, die
tatsdchlich einen einheitlichen, undifferenzier-
ten Hebesatz fur die Grundsteuer B anwenden,
wird dieser in die Berechnung des Nivellierungs-
hebesatzes einbezogen. Fiir die Gemeinden, die
sich fiir eine Differenzierung der Hebesatze nach
Wohn- und Nichtwohngrundstiicken entschie-
den haben, wird ein fiktiver einheitlicher Hebe-
satz berechnet, der ohne Differenzierung vor Ort
das gleiche Steueraufkommen erzielen wirde.
Diese Berechnung ist denkbar einfach und ma-
thematisch eindeutig durchfiihrbar. Durch dieses
Verfahren entsteht eine Art Schutzzone fiir die
Differenzierungsentscheidung: Ob eine Ge-
meinde das von ihr fir erforderlich gehaltene
Aufkommen aus der Grundsteuer B ohne, mit
leicht oder stark differenzierten Hebesatzen er-
zielt, bleibt allein ihre Entscheidung. Der Finanz-
ausgleich behandelt sie in allen diesen Fallen
gleich.

Angesichts der Irritationen und Unsicherheiten,
die fiir die Stadte und Gemeinden mit der Grund-
steuerreform verbunden sind, kann diese Fest-
stellung zumindest eine gewisse Beruhigung
bringen: Von Seiten des Finanzausgleichs kom-
men keine zusatzlichen Komplikationen hinzu.
Die einfachste Losung fiir die kiinftige Nivellie-
rung der Grundsteuer, die Regel |, ist zugleich die
gerechteste und effizienteste.

Normierung der Grundsteuer A

Die Grundsteuer A fir land- und forstwirtschaft-
liche Grundstiicke wurde im Zuge der Grundsteu-
erreform ebenfalls verdandert — allerdings nur in
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Steuerkraftermittlung im kommunalen Finanzausgleich nach der Grundsteuerreform

vergleichsweise geringem Umfang. Um Aufkom-
mensneutralitdt gegeniliber der Zeit vor der Re-
form zu erreichen, missten die meisten Gemein-
den auch hier neue Hebesatze wahlen. Allerdings
fehlt hier der Systembruch der Grundsteuer B.
Die Nivellierung der Grundsteuer A kann wie bis-
her fortgesetzt werden. Lediglich bei der Wahl
des Stiitzzeitraums fiir die Nivellierungsberech-
nungen empfiehlt es sich der Einfachheit halber,
analog zur Grundsteuer B vorzugehen.

Keine Normierung der Grundsteuer C

Mit der Grundsteuerreform wird auch eine opti-
onale Grundsteuer C fur unbebaute, aber bau-
reife Grundstlicke eingefiihrt. Diese Grundsteuer
C muss, wenn sie gewahlt wird, mit einem héhe-
ren Hebesatz als die vor Ort praktizierte Besteu-
erung von Wohngrundstiicken ausgestaltet wer-
den. Ob und in welchen Teilen einer Gemeinde
die Grundsteuer C erhoben werden kann (wenn
die Gemeinde von dieser Option Gebrauch ma-
chen will), hangt von einer Reihe objektiver Fak-
toren ab, die von der einzelnen Gemeinde nicht
oder nur sehr begrenzt beeinflusst werden kén-
nen. Aus diesem Grund lehnt das Gutachten eine
eigenstandige Normierung der Grundsteuer C
ab. Jede Normierung einer Realsteuer impliziert
notwendigerweise auch eine normative Erwar-
tung, dass die betreffende Steuer erhoben wer-
den soll — oder dass eine Gemeinde frei entschei-
den soll, eine vor Ort tatsidchlich erhebbare
Steuer nicht zu erheben bzw. mit einem Hebe-
satz von Null zu belegen. Diese Voraussetzung ist
bei der Grundsteuer C nicht erfillt. Solange vor
Ort unklar ist, ob und fir welche Gemeindeteile

die Grundsteuer C Uberhaupt erhoben werden
kann, ist es nicht statthaft, diesen Umstand
durch eine eigenstdndige Normierung zu ignorie-
ren. Grundstiicke, fur die die Grundsteuer C er-
hoben wird, sollten entsprechend mit dem ortli-
chen Hebesatz der Grundsteuer B (Wohngrund-
stiicke bzw. undifferenziert) in die Hebesatzni-
vellierung einbezogen werden.

Einjahriger Stiitzzeitraum

AbschlieRend werden die fiir die Nivellierung
wahlbaren Stiitzzeitrdume betrachtet. Das
Hauptgutachten ,Klimaansatz und mehrjahrige
Steuerkraft im kommunalen Finanzausgleich
Nordrhein-Westfalen“ (Déring, Gerhards und
Thone, 2024), das diesem Ergdanzungsgutachten
zugrunde liegt, analysiert ausfihrlich die Starken
und Schwéchen einjdhriger und mehrjahriger Be-
messungsgrundlagen. Im vorliegenden Gutach-
ten stehen demgegeniiber die mit der Grund-
steuerreform verbundenen Fragen im Vorder-
grund. Es wird gezeigt, dass es — unabhangig von
der Behandlung der Gewerbesteuer — ratsam ist,
bei der Grundsteuer in der Ubergangsphase wei-
terhin eine einjahrige Steuerkraftgrundlage zu
verwenden. Beginnend mit dem GFG 2026 kann
so schrittweise die neue Basis etabliert werden.
Fiir dieses konkrete Ubergangsjahr kann es sinn-
voll sein, nur die Werte des ersten Halbjahres
2025 zu verwenden und diese je Gemeinde zu
verdoppeln. Alternativ kdnnten im Jahr 2026
noch die ,alten” Grundsteuerwerte aus dem
zweiten Halbjahr 2024 einbezogen werden.
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A. Einleitung

Am 1. Januar 2025 tritt in Deutschland die umfassende Reform der Grundsteuer auch auf
kommunaler Ebene in Kraft. Die Reform war notwendig geworden, nachdem das Bundesver-
fassungsgericht die bisherigen Bewertungsgrundlagen fir verfassungswidrig erklart hatte.
Ziel der Reform ist es, eine gerechtere und transparentere Bemessungsgrundlage fiir die
Grundsteuer zu schaffen. In Nordrhein-Westfalen wird dabei das sogenannte Bundesmodell
angewendet. Eine Besonderheit in Nordrhein-Westfalen ist jedoch die im Jahr 2024 durch
Landesgesetz geschaffene Mdglichkeit der Stadte und Gemeinden, bei der Grundsteuer B
differenzierte Hebesatze fir Wohn- und Nichtwohngrundstlicke festzulegen. Dabei darf der
Hebesatz fur Nichtwohngrundstiicke nicht niedriger sein als der Hebesatz fiir Wohngrund-
stiicke. Damit haben die Gemeinden kiinftig die Moglichkeit, durch die Reform eventuell ent-
stehende Mehrbelastungen fiir Wohngrundstiicke individuell an ihre regionalen Gegeben-
heiten anzupassen.

Die Gemeinden haben bis spatestens 30. Juni 2025 Zeit, ihre neuen Hebesatze mit Wirkung
zum 1. Januar 2025 festzulegen. Um eine Orientierungshilfe fir die Gestaltung der Hebesatze
auf der neuen Bemessungsgrundlage zu geben, hat das Land fiir jede einzelne Gemeinde auf-
kommensneutrale Hebesatze berechnet, bei deren Anwendung das Grundsteueraufkommen
in der Gemeinde im Jahr 2024 gegeniiber dem Vorjahr in etwa gleich bleiben wiirde. Fir die
Grundsteuer B wurde fir jede Gemeinde ein Hebesatz ermittelt, der angewendet werden
kann, wenn nicht zwischen Wohn- und Nichtwohngrundstiicken differenziert werden soll.
Darliber hinaus wurden auch aufkommensneutrale differenzierte Hebesatze ermittelt. Wei-
terhin wird den Gemeinden ein an der Aufkommensneutralitdt orientierter Hebesatz fiir die
Grundsteuer A mitgeteilt. Ob sich die Gemeinden fiir oder gegen eine Differenzierung ent-
scheiden und welche Hebesatze sie dann neu festsetzen, bleibt selbstverstandlich ihnen
Uberlassen; die grundgesetzlich geschiitzte Hebesatzautonomie der Gemeinden bleibt von
den vom Land mitgeteilten Orientierungsdaten unberihrt.

Das vorliegende Kurzgutachten untersucht die Berlicksichtigung der neuen Grundsteuer im
kommunalen Finanzausgleich (KFA), wie er in den jahrlichen Gemeindefinanzierungsgeset-
zen (GFG) des Landes Nordrhein-Westfalen geregelt ist. Im Finanzausgleich werden die Steu-
ereinnahmen jeder Gemeinde erfasst, um durch den Abgleich mit dem fiktiven kommunalen
Finanzbedarf festzustellen, ob und in welcher Hohe Schliisselzuweisungen aus dem GFG er-
folgen. Eine Sonderbehandlung erfahren dabei die mit kommunalem Hebesatzrecht ausge-
statteten Realsteuern, die Grund- und die Gewerbesteuer. Sie werden nicht mit ihrem tat-
sachlichen Aufkommen berticksichtigt, sondern mit dem Aufkommen, das sie bei Anwendung
eines fiur ihre Gemeindegruppe einheitlichen Hebesatzes erzielen wiirden. Die Verwendung



FiFo

KoIn

der im GFG jeweils festgelegten Normierungs- bzw. Nivellierungshebesatze! anstelle der tat-
sachlich angewandten gemeindeindividuellen Hebesatze ist zwingend erforderlich, um die
grundgesetzlich garantierte Hebesatzautonomie auch materiell-fiskalisch zu gewahrleisten.
Andernfalls wirde eine Gemeinde mit z.B. tberdurchschnittlich hohen Hebesdtzen im Fi-
nanzausgleich auch als vergleichsweise einnahmestark behandelt. In der Folge wiirde diese
Gemeinde weniger Schlisselzuweisungen aus dem Finanzausgleich erhalten. Der Finanzaus-
gleich wiirde also die finanziellen Folgen der gemeindlichen Hebesatzentscheidung weitge-
hend neutralisieren und damit die verfassungsrechtliche Hebesatzautonomie unterlaufen.
Das Beispiel gilt entsprechend fiir sehr niedrige gemeindliche Hebesatze. Beides ware offen-
kundig nicht akzeptabel; dementsprechend verwenden alle Lander in ihren kommunalen Fi-
nanzausgleichsgesetzen normierte Hebesatze fiir die Realsteuern.

Mit der Umsetzung der Grundsteuerreform sind nun einige Fragen fir den kommunalen Fi-
nanzausgleich in Nordrhein-Westfalen zu beantworten. Die Gemeinden missen neue Hebe-
satze fur das Jahr 2025 beschlieRen. Die Festsetzung eines neuen Hebesatzes allein ware kein
Anlass fiir eine gesonderte gutachterliche Befassung. Jedes Jahr dndern Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen ihre Grundsteuerhebesatze — fir die Normierung bedeutet dies lediglich,
dass andere Zahlenwerte in die entsprechenden Formeln eingesetzt werden. Ob diese Ande-
rungen reformbedingt sind oder nicht, ist zweitrangig. Die Normierung funktioniert so oder
so. Dies wird bei reformbedingten Anderungen der Hebesitze der landwirtschaftlichen
Grundsteuer A der Fall sein. Ein besonderer Anlass zur Uberpriifung der Normierungsformel
ergibt sich daraus nicht.

Anders verhalt es sich bei der Grundsteuer B und auch bei dem neu geschaffenen Recht, fiir
unbebaute baureife Grundstlicke hohere Hebesatze zu verwenden (Grundsteuer C). Durch
die in NRW bestehende Wahlmoglichkeit, bei der Grundsteuer B einen einheitlichen Hebe-
satz zu verwenden oder zwischen Wohn- und Nichtwohngrundstiicken zu differenzieren, ent-
stehen potenziell neue bzw. andere Gruppen, fiir die eine Hebesatznormierung vorgenom-
men werden konnte. Dies wirft zusatzliche Fragen auf, wie eine mdglichst neutrale Normie-
rung der Grundsteuer B ausgestaltet werden kann und soll. Bei der optionalen Grundsteuer C
stellt sich eine dhnliche, aber aufgrund der engen steuerrechtlichen Vorgaben anders gela-
gerte Frage nach der Ausgestaltung einer geeigneten Normierungsregel.

Das vorliegende Kurzgutachten soll helfen, diese beiden gesetzgeberischen Fragen aus fi-
nanzwissenschaftlicher Sicht zu beantworten. Darliber hinaus wird ein Blick auf die Ausge-
staltung der Ubergangsphase von der alten zur neuen Grundsteuer bei der Anrechnung im
GFG geworfen.

1 In der finanzwissenschaftlichen Literatur wie auch in der Gesetzgebung des Landtags Nordrhein-Westfalen

(GFG 2024) werden die Schaffung und die Nutzung von (gruppenweise) einheitlichen, fiktiven Hebesatzen
in der Steuerkraftermittlung fiir den kommunalen Finanzausgleich zum Teil als Normierung der Hebesatze
bezeichnet, zum Teil als deren Nivellierung. Wir behandeln die zwei Begriffe als Synonyme; entsprechend
tauchen beide hier ohne Bedeutungsnuancen auf.
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Die zum 01.01.2025 auf kommunaler Ebene umgesetzte Grundsteuerreform wird sich — wie
alle im Finanzausgleich beriicksichtigten Steuereinnahmen — erst zeitverzégert im GFG 2026
niederschlagen. Aus diesem Grund sind die Ergebnisse des vorliegenden Kurzgutachtens fir
die Umsetzung des Finanzausgleichs im Jahr 2025 noch nicht relevant. Gleichwohl ist es sinn-
voll, die Optionen zur Integration der reformierten Grundsteuer zeitnah zu untersuchen, um
Klarheit und Planungssicherheit fiir alle Beteiligten zu ermoglichen. Das Gutachten betrach-
tet dabei vor allem den konkreten Anpassungs- und Handlungsbedarf. Entsprechend werden
die Grundsteuerreform selbst, die erganzende Reform in Nordrhein-Westfalen, die Funkti-
onsweise des kommunalen Finanzausgleichs und die parallele Grundsatzdiskussion um die
Normierung der Realsteuerhebesatze hier nur kurz betrachtet. Faktenwissen und etablierte
Argumentationen werden kurz referiert bzw. mit Verweis auf die Literatur als bekannt vo-
rausgesetzt. Das Kurzgutachten konzentriert sich auf das, was im Finanzausgleich neu zu ge-
stalten ist.

Parallel zur Bearbeitung des vorliegenden Gutachtens wurde in der Landesverwaltung eine
Ad-hoc-Arbeitsgruppe zu den hier betrachteten Fragestellungen eingerichtet. Diese Arbeits-
gruppe setzt sich zusammen aus Vertreter:innen des Ministeriums fiir Heimat, Kommunales,
Bau und Digitalisierung, des Ministeriums der Finanzen und des Landesbetriebs Information
und Technik IT.NRW. Die Bearbeiter:innen des vorliegenden Gutachtens haben als Gaste an
Sitzungen der Arbeitsgruppe teilgenommen. Der Austausch in dieser Gruppe war fiir die Be-
gutachtung sehr wertvoll. Ungeachtet dessen versteht es sich von selbst, dass das vorlie-
gende Gutachten als eigenstandige und von der Arbeitsgruppe unabhéangige Expertise vorge-
legt wird.
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B. Grundsteuerreform

B.1. Grundsteuerreform in Deutschland

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 10. April 2018 die bisherige Grundsteuer
far verfassungswidrig erklart, weil die seit Jahrzehnten verwendeten Einheitswerte veraltet
sind und damit eine gleichmaRige und gerechte Besteuerung nicht mehr gewahrleistet ist.?
Der Gesetzgeber hatte bis Ende 2019 Zeit fiir eine Neuregelung. Im November 2019 haben
Bundestag und Bundesrat das Grundsteuerreformgesetz verabschiedet, das den Landern die
Wahl zwischen dem mit diesem Gesetz beschlossenen ,Bundesmodell” und ganz oder teil-

weise davon abweichenden eigenen Landesmodellen Iasst.

Die Grundsteuer wird liblicherweise in drei Segmente unterteilt, deren Bezeichnungen zwar
nicht im Gesetz stehen, sich aber seit langem eingebiirgert haben: ,,Grundsteuer A“ fiir land-
und forstwirtschaftliche Betriebe, ,,Grundsteuer B” fiir alle anderen steuerpflichtigen Grund-
stiicke des Grundvermogens und — die mit der Reform 2019 nach langer Diskussion einge-
flhrte — ,,Grundsteuer C” als optionaler Zuschlag zur Grundsteuer B fiir bestimmte baureife
Grundsticke als Anreiz flir eine schnellere Bebauung und Gegenmittel gegen Bodenspekula-
tion. Alle drei Segmente sind von der Grundsteuerreform 2019 betroffen.

Die Grundsteuer A fir land- und forstwirtschaftliche Betriebe wurde im Zuge der Reform vor
allem vereinfacht. Bei der Bewertung der Grundsttlicke bleibt es beim Ertragswertverfahren,
das jedoch standardisiert angewendet wird, so dass auf aufwendige einzelbetriebliche Diffe-
renzierungen und Abgrenzungen der Grundstiicksflichen weitgehend verzichtet werden
kann. AuBerdem werden mit der Reform die auf der Hofstelle befindlichen Wohnungen dem
Grundvermogen zugeordnet, so dass sie kiinftig der Grundsteuer B unterliegen. Im Gegen-
satz zur Grundsteuer B verwenden alle Lander bei der Grundsteuer A das Bundesmodell ohne
oder allenfalls mit geringfligigen Abweichungen.

Bei der Grundsteuer B haben sich alle Lander in den Jahren nach 2019 fiir ein bestimmtes
Abgabenmodell entschieden. Letzte landesspezifische Konkretisierungen zu den einzelnen
Modellen erfolgten zum Teil noch im Herbst 2024. Zum 1. Januar 2025 wird in allen Landern
Grundsteuer auf Grundlage der jeweiligen neuen Normen erstmalig erhoben. Im Zuge der
Reformdebatte unmittelbar nach dem Verfassungsgerichtsurteil und der vertieften Diskus-
sion in den einzelnen Ldandern hat sich ein breites Spektrum an Modellen zur Reform der
Grundsteuer B entwickelt:

e Bundesmodell: Das schon mit dem Grundsteuer-Reformgesetz (GrStRefG) formulierte
Bundesmodell stellt im Kern darauf ab, in vereinfachender — und damit umsetzbarer —
Form den Grundstilickswert als Grundlage der Grundsteuerbemessung zu nutzen, also
sowohl den Bodenwert als auch den Wert der zugehorigen Gebaude und Bauwerke. Das

2 Vgl. BVerfGE 1 BvL 11/14, 1 BvL 12/14, 1 BvL 1/15, 1 BvR 639/11, 1 BvR 889/12 vom 10.04.2018.
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Bundesmodell wird in 11 der 16 Lander zu Anwendung gebracht. Dabei haben sich drei
Varianten des Bundesmodells herausgebildet:

o Dasunveranderte Bundesmodell gemaR GrStRefG kommt in flinf Lindern zur An-
wendung (Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz,
Thiringen).

o Indrei Landern wird das Bundesmodell mit abweichenden Messzahlen genutzt,
sodass einheitlich und zentral Wohngrundstiicke relativ ent- und Nichtwohn-
grundstiicke zusatzlich belastet werden (Saarland, Sachsen, Berlin).

o In Nordrhein-Westfalen wird den Stadten und Gemeinden nach MaRgabe des
,Gesetzes Uber die Einfihrung einer optionalen Festlegung differenzierender
Hebesatze im Rahmen des Grundvermogens bei der Grundsteuer Nordrhein-
Westfalen (Nordrhein-Westfalens Grundsteuerhebesatzgesetz — NWGrStHsG)“
die Wahlmoglichkeit eréffnet, flr die Grundsteuer B einen einheitlichen Hebe-
satz fir alle betroffenen Grundstlicke zu nutzen oder fiir Wohngrundstiicke und
Nichtwohngrundstiicke jeweils eigene Hebesdtze festzulegen. Im Herbst 2024
haben Schleswig-Holstein und Sachsen-Anhalt das nordrhein-westfalische Mo-
dell der optionalen Hebesatzdifferenzierung in eigenen Landesgesetzen lber-
nommen. Dieses im folgenden Abschnitt ndher beschriebene Modell ist der zent-
rale Gegenstand des vorliegenden Gutachtens.

Bodenwertmodell: In Baden-Wiirttemberg wird ein modifiziertes Bodenwertmodell im-
plementiert, das auf Bodenrichtwerten beruht. Die Art und der Wert von Geb&duden auf
den besteuerten Grundstiickjen spielen in diesem Modell keine Rolle. Allerdings wird in-
sofern zwischen Wohn- und Nichtwohngrundstlicken differenziert, als erstere einen 30-
prozentigen Abschlag bei der Steuermesszahl erhalten.

Flachenmodell: Die Grundsteuer im Freistaat Bayern wird als wertunabhéangiges Flachen-
modell verstanden. Die Grundsteuermesszahlen berechnen sich anhand der Grund-
stiicksflachen und der Nutzflachen in Gebauden, wobei fir Wohngebaude ein 30-prozen-
tiger Abschlag vorgesehen ist. Zudem ermoglicht auch das Bayerische Grundsteuergesetz
(BayGrStG) den Gemeinden die Option, frei gewahlte, ermaRigte Hebesatze fir be-
stimmte Grundstlicke zu nutzen. Diese Sonderregel betrifft Grundstiicksgruppen, die
auch schon bei den Messzahlen begiinstigt werden diirfen (Baudenkmaler, sozialer Woh-
nungsbau, landwirtschaftliche Wohngebaude).

Flachen-Lagen-Modelle: Die verbleibenden drei Lander schlieBlich nutzen Flachenmo-
delle, bei denen mit der erganzenden Berlicksichtigung von Wohnlagen pauschalierend
auch wertbildende Komponenten einflieen. In der konkreten Ausgestaltung unterschei-
den sich das Wohnlagenmodell (Hamburg), das Flachen-Faktor-Modell (Hessen) und das
Flache-Lage-Modell (Niedersachsen) voneinander.?

Im Fall der beiden letztgenannten Lander sind die Unterschiede nur geringflgig.
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Die Grundsteuer C steht den Gemeinden in den Landern des Bundesmodells zur Verfligung.
Zudem haben — mit der Ausnahme des Freistaats Bayern — auch die Lander mit eigenen
Grundsteuergesetzen die Option zur Nutzung einer analogen Abgabe geschaffen.* Im Bun-
desmodell kdnnen unbebaute Grundstiicke des Grundvermégens unter einer Reihe von Vo-
raussetzungen mit einem eigenen Hebesatz belastet werden, der hoher sein muss als der in
der betreffenden Gemeinde fir die Grundsteuer B genutzte Satz.> Die Voraussetzungen des
§ 25 Abs. 5 GrStG lauten:

e Die unbebauten Grundstiicke sind baureif, d.h. sofort bebaubar (,Eine erforderliche,
aber noch nicht erteilte Baugenehmigung sowie zivilrechtliche Griinde, die einer soforti-
gen Bebauung entgegenstehen, sind unbeachtlich.”)

e Es missen stadtebauliche Griinde fir die Nutzung des erhdhten Hebesatzes vorliegen
und nachvollziehbar dargelegt werden. Das Gesetz nennt als solche Griinde ,,(...) insbe-
sondere die Deckung eines erhéhten Bedarfs an Wohn- und Arbeitsstatten sowie Ge-
meinbedarfs- und Folgeeinrichtungen, die Nachverdichtung bestehender Siedlungsstruk-
turen oder die Starkung der Innenentwicklung (...)“.

o Treffen die stadtebaulichen Griinde nur auf einen bestimmten Gemeindeteil zu, so darf
der gesonderte Hebesatz nur dort erhoben werden. ,Der Gemeindeteil muss mindestens
10 Prozent des gesamten Gemeindegebiets umfassen und in dem Gemeindeteil missen
mehrere baureife Grundstiicke belegen sein.”

e  Die genaue Bezeichnung der baureifen Grundstiicke, deren Lage sowie das Gemeinde-
gebiet, auf das sich der gesonderte Hebesatz bezieht, sind jeweils nach den Verhaltnissen
zu Beginn eines Kalenderjahres von der Gemeinde zu bestimmen, in einer Karte nachzu-
weisen und im Wege einer Allgemeinverfliigung 6ffentlich bekannt zu geben.”

Fir Baden-Wirttemberg wird bereits von mehreren Stadten und Gemeinden — Tiibingen,
Wendlingen und Merdingen — berichtet, die schon ab 2025 die Grundsteuer C erheben wol-
len.® In Nordrhein-Westfalen fallt vor allem die Entscheidung der Stadt Monheim am Rhein
auf. Die fur ihren niedrigen Gewerbesteuerhebesatz bekannte Stadt hat sich bei der Grund-
steuer fiir ein Gegenprogramm entschieden und im Entwurf der Haushaltssatzung fiir 20257
einen Hebesatz fiir die Grundsteuer C von 12.000 vorgelegt — das Zehnfache des fiir die

4 vgl. Mollwitz (2023).

In Nordrhein-Westfalen gilt dazu abweichend vom Grundsteuergesetz: ,Hat eine Gemeinde die Grund-
stlicksgruppe baureifer Grundstiicke bestimmt und fir die Grundstilicksgruppe der baureifen Grundstticke
einen gesonderten Hebesatz festgesetzt, muss dieser Hebesatz fiir alle in der Gemeinde oder dem Gemein-
deteil liegenden baureifen Grundstiicke einheitlich und hoher als die Hebesatze fiir die in einer Gemeinde
liegenden Nichtwohn- und Wohngrundstiicke sein” (§ 1 Abs. 2 NWGrStHsG).

& Dirr (2024).

7 Siehe Stadt Monheim am Rhein (2024), § 6 (S.5).
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Grundsteuer A und B vorgesehenen Hebesatzes. Auch der vom Stadtrat am 18.12.2024 letzt-
lich beschlossene Hebesatz der GrSt C fur das Jahr 2025 liegt mit etwas niedrigeren 10.000
Punkten weiterhin beim Zehnfachen der auf jeweils 1.000 Punkte erhohten Hebesatze fir
die GrSt Aund B.®

Die Auswirkungen der zum 1. Januar 2025 in Kraft tretenden Grundsteuerreform sind auf-
grund ihrer zahlreichen Facetten zum Zeitpunkt der Fertigstellung dieses Kurzgutachtens
noch nicht vollstandig absehbar. Dies liegt vor allem daran, dass die Stadte und Gemeinden
ihre Hebesatze fiir 2025 noch nicht vollstandig beschlossen haben. Dies muss erst bis zum
30. Juni 2025 geschehen.

Ein weiterer Unsicherheitsfaktor ist rechtlicher Natur. Neben der gerichtlichen Uberpriifung
vieler einzelner Steuerbescheide ist davon auszugehen, dass die meisten Grundsteuermo-
delle der Lander sowie die Komponenten des Bundesmodells im Laufe der Zeit auch einer
verfassungsrechtlichen Uberpriifung unterzogen werden. Dieser Prozess hat bereits begon-
nen. Er findet im vorliegenden finanzwissenschaftlichen Gutachten nur wenig Niederschlag.
Ohne hier eine eigenstandige rechtliche Bewertung vorzunehmen, gehen wir davon aus, dass
das Bundesmodell der Grundsteuer den weiten Entscheidungsspielraum, der dem Gesetzge-
ber bei der Gestaltung sachgerechter Losungen zusteht, nicht tberschreitet.

B.2. Nordrhein-Westfalens Grundsteuerhebesatzgesetz

Zentraler Anlass fir das vorliegende Kurzgutachten ist das vom Land Nordrhein-Westfalen
am 5. Juli 2024 verabschiedete ,Gesetz zur Einflihrung einer optionalen Festlegung differen-
zierter Hebesdtze bei der Grundsteuer in Nordrhein-Westfalen (Nordrhein-Westfalens
Grundsteuerhebesatzgesetz — NWGrStHsG)“. Diese Regelung eroffnet den Gemeinden die
Moglichkeit, anstelle eines einheitlichen Hebesatzes bei der Grundsteuer B Wohn- und Nicht-
wohngrundstiicke mit unterschiedlichen Hebesatzen zu besteuern. Konkret miissen die
Grundsteuerhebesatze innerhalb einer Gemeinde einheitlich sein:

1. ,(..) furdiein einer Gemeinde liegenden Betriebe der Land- und Forstwirtschaft,
fir die in einer Gemeinde liegenden unbebauten Grundstiicke (...) und bebauten
Grundsticke, die (...) im Sachwertverfahren zu bewerten sind (Nichtwohngrundst-
cke) und

3. fir die in einer Gemeinde liegenden bebauten Grundstlicke, die (...) im Ertragswert-
verfahren zu bewerten sind (Wohngrundstiicke).” (§ 1 Abs. 1 NWGrStHsG).

Das Gesetz bestimmt weiter, dass der Hebesatz fiir Nichtwohngrundstiicke nicht niedriger
sein darf als der Hebesatz fliir Wohngrundstiicke. Die Moglichkeit, wie bisher bzw. wie im

8 Vgl. Bund des Steuerzahler NRW, 19.12.2024, https://www.steuerzahler.de/aktuelles/detail/monheim-be-
schliesst-horrende-hebesaetze/.
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nicht ergdanzten Bundesmodell fiir Wohn- und Nichtwohngrundstiicke einen identischen He-
besatz anzuwenden, wird durch diese Neuregelung nicht eingeschrankt. Das Gesetz bestatigt
in § 1 Abs. 2 auch die Moglichkeit, unbebaute baureife Grundstiicke mit der Grundsteuer C
des Bundesmodells zu erfassen.

Die Entscheidung zur Einfihrung dieser WahIimoglichkeit, so die Gesetzesbegriindung, sei mit
Blick auf die Festsetzung der Grundsteuermessbetrage zum 1. Januar 2025 getroffen worden,
da sich eine grofRe Heterogenitat der unter den Bedingungen der Aufkommensneutralitat er-
mittelten Steuerbelastungen und Belastungsveranderungen innerhalb und zwischen den
nordrhein-westfalischen Kommunen gezeigt habe. Das Bundesmodell trage den zugrundelie-
genden unterschiedlichen raumstrukturellen Gegebenheiten nicht hinreichend Rechnung.
Das mit dem NWGrStHsG den Kommunen optional eingerdumte, differenzierte Hebesatz-
recht erlaube es ,,auch die Belastung zwischen Wohngrundstiicken und Nichtwohngrundstii-
cken regionalverantwortlich zu steuern” und eréffne ihnen ,,(...) die Moglichkeit, im Rahmen
der Grundsteuer eigene politische Lenkungsziele festzulegen (...)“.°

Das nordrhein-westfalische Finanzministerium hat im Juni 2024 und aktualisiert im Septem-
ber 2024 eine Liste der zur Aufkommensneutralitat filhrenden Grundsteuerhebesatze aller
Stadte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen vorgelegt. Neben den rechnerisch aufkom-
mensneutralen Hebesatzen fir die reformierte Grundsteuer A wurden damit fir jede Kom-
mune jeweils drei Hebesatze fir die Grundsteuer B benannt, mit denen nach der Reform das
Aufkommen des Jahres 2024 wieder erreicht werden kdnnte:

e Ein rechnerisch aufkommensneutraler Hebesatz der Grundsteuer B fiir den Fall, dass
die Gemeinde die Option der Differenzierung nicht wahlt. (Dieser Hebesatz der
Grundsteuer B wird im Folgenden mit ,,UD“ fiir ,undifferenziert” bezeichnet.)

e 7wei zusammen aufkommensneutrale Hebesatze fir die Grundsteuer B, einer fir
Wohngrundstiicke, einer fiir Nichtwohngrundstiicke. Darlber hinaus sind diese bei-
den Hebesatze so gerechnet, dass auch fiir die beiden Untergruppen ,W*“ und ,,NW*
Aufkommensneutralitat angestrebt wird. (Fiir einen kleinen Teil der nordrhein-west-
falischen Gemeinden (ca. 5 %) hatte die Berechnung der Aufkommensneutralitat
auch fir diese Teilgruppen dazu gefiihrt, dass der ,,NW-Hebesatz” unter dem ,,\W-
Hebesatz” gelegen hatte. Dies wiirde der gesetzlichen Vorgabe widersprechen. Fiir
diese Gemeinden wurde daher der niedrigste zuldassige NW-Hebesatz gewahlt, der
automatisch dem W-Hebesatz entsprechen muss.

Die Betrachtung dieser Daten zeigt sehr deutlich die groRe Heterogenitat in Nordrhein-West-
falen. Abbildung 1 verdeutlicht die Unterschiede, indem fiir jede Gemeinde die Differenz ih-
res aufkommensneutralen Hebesatzes W zum undifferenzierten ,UD-Hebesatz” sowie die
Differenz ihres aufkommensneutralen Hebesatzes NW zu diesem UD-Hebesatz berechnet

9 Vgl. Landtag NRW, Drs. 18/9242 vom 14.05.2024.
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und dargestellt wurde. Die Reihenfolge von links nach rechts ist nach der GroRRe der Abwei-
chung des W-Hebesatzes vom UD-Hebesatz in Hebesatzpunkten geordnet. Das heif’t, hinter
der hier als Benchmark dienenden, horizontalen Gerade stehen sehr unterschiedliche abso-
lute UD-Hebesatze. Ganz links sind die 21 Gemeinden aufgefiihrt, flir die — wie erwahnt — die
gesetzliche Untergrenze des NW-Hebesatzes gilt. Von links nach rechts gesehen wird unmit-
telbar deutlich: Die groRe Heterogenitat der aufkommensneutralen Hebesatze im differen-
zierten und undifferenzierten Modell gibt einen Eindruck von den Gestaltungsrdumen, die
das NWGrStHsG eroffnet.

Abbildung 1: Abweichungen der aufkommensneutralen differenzierten Hebesitze (W und NW)
von den undifferenzierten Hebesatzen (UD) in der Grundsteuer B in NRW
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396 nordrhein-westfalische Stadte und Gemeinden

Daten: Ministerium der Finanzen NRW. Eigene Darstellung.

Diese rechnerischen Spielrdaume sind zum Teil so grof3, dass sich die Frage aufdrangt, ob jedes
Mal an Differenzierung auch statthaft sein wird. Das vorliegende Kurzgutachten befasst sich,
wie bereits ausgefiihrt, nicht mit rechtlichen Fragen der Reform der Grundsteuer. Das gilt
auch fir das nordrhein-westfalische Grundsteuerhebesatzgesetz. Die finanzwissenschaftli-
che Untersuchung der Gestaltungsmoglichkeiten der Hebesatznormierung im kommunalen
Finanzausgleich erfordert jedoch bestimmte Annahmen Uber das Verhalten der Stadte und
Gemeinden bei der Hebesatzentscheidung. Diese einzelgemeindlichen Entscheidungen diirf-
ten in der Praxis auch im Lichte einer rechtlichen, insbesondere verfassungsrechtlichen Be-
wertung des NWGrStHsG getroffen werden.
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Die Frage der Verfassungskonformitat des Grundsteuerhebesatzgesetzes ist derzeit strittig.
Im Auftrag des Stadtetages Nordrhein-Westfalen haben Steffen Lampert und Lars Hummel,
Professoren fiir Offentliches Recht an den Universitaten Osnabriick und Hamburg, im Sep-
tember 2024 ein gemeinsames Gutachten vorgelegt, das verfassungsrechtliche Zweifel am
NWGrStHsG formuliert und Kommunen, die auf seiner Grundlage differenzierte Hebesatze
anwenden (wollen), auf entsprechende Rechtsrisiken hinweist. Zuvor hatten im August 2024
Klaus-Dieter Driien und Marcel Krumm, Professoren fiir Offentliches Recht an der Ludwig-
Maximilians-Universitat Minchen bzw. der Universitat Minster, im Auftrag des Ministeriums
der Finanzen NRW ein gemeinsames Gutachten vorgelegt, das keine verfassungsrechtlichen
Bedenken feststellt und die rechtssichere Nutzung der Differenzierungsmoglichkeit des
NWGrStHsG stiitzt. Schlielich hat der Parlamentarische Beratungs- und Gutachterdienst des
Landtags NRW im Dezember 2024 nach Freigabe durch den beauftragenden Abgeordneten
ein drittes Gutachten vom Juni 2024 veréffentlicht. Darin bestatigt der Heidelberger Rechts-
wissenschaftler Robert Pracht im Wesentlichen die Verfassungskonformitat des NWGrStHsG.

Eine konsistente Verhaltenshypothese lasst sich nicht aus der Annahme ableiten, dass die
einen Kommunen der einen Rechtsauffassung mehr Glauben schenken und die anderen
Kommunen der anderen. Einen guten Ansatzpunkt bieten aber Driien und Krumm, die die
rechtlichen Begriindungsanforderungen nach dem Grad der Hebesatz-induzierten Differen-
zierung zwischen Wohn- und Nichtwohngrundstiicken abstufen: , Selbst bei einer Messzahl-
differenzierung von 50 Prozent ist lediglich eine grobe VerhaltnismaRigkeitsprifung durch-
zufiihren, die den Gemeinden viel Spielraum belasst. (...) Derzeit liegen die Zweifelsfille we-
gen der besonderen Gewichtigkeit des Lenkungszwecks erst weit jenseits einer Hebesatzdif-
ferenzierung von 50 Prozent.“1°

Die aufkommensneutrale Kombination differenzierter W- und NW-Hebesatze nach den Be-
rechnungen des Ministeriums der Finanzen NRW vom September 2024 weist in 267 von 396
Gemeinden eine Hebesatzdifferenzierung von mehr als 50 Prozent auf; in wenigen Fallen
geht sie Gber 150 Prozent hinaus. Ab welchem Wert die zitierten ,, Zweifelsfalle” weit jenseits
der 50 Prozent beginnen wiirden, kann und muss an dieser Stelle nicht bewertet werden.

Die genannte Grenze bietet damit auch fir die Verhaltensannahme ein tragfdhiges Unter-
scheidungskriterium, das im weiteren Gutachten verwendet werden soll: Kommunale Ver-
waltungen und Rate, die grundsatzlich geneigt sind, von der Differenzierungsmaglichkeit Ge-
brauch zu machen, werden es aus Vorsichtsgriinden vermeiden, einen NW-Hebesatz zu wah-
len, der mehr als 50 Prozent (iber dem W-Hebesatz liegt. Fir die Aufkommensneutralitat wird
eine Hebesatzkombination berechnet, bei der der NW-Hebesatz genau 50 Prozent tiber dem
W-Hebesatz liegt und beide zusammen wieder das alte Aufkommen erreichen. Abbildung 2
zeigt diese Konstellation. Die Wahl der gleichen Achsenskalierung wie in Abbildung 1 ermog-
licht den direkten Vergleich.

10 Driien / Krumm (2024), S. 9.
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Abbildung 2: Abweichungen der vorsichtig differenzierten Hebesitze (W und NW) von den
undifferenzierten Hebesdtzen (UD) in der Grundsteuer B in NRW
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Daten: Ministerium der Finanzen NRW. Eigene Darstellung.

Auf Basis dieser Verhaltensannahme werden die weiteren illustrativen Berechnungen zu den
verschiedenen Optionen der Hebesatznormierung im kommunalen Finanzausgleich durchge-
fahrt.
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C. Grundsteuernormierung

C.1. Normierung der Realsteuerhebesdtze im kommunalen Finanzausgleich

Alle kommunalen Finanzausgleiche in den Landern beruhen auf der Gegenliberstellung des
pauschalierten Finanzbedarfs jeder Gemeinde mit ihren Steuereinnahmen, um festzustellen,
ob und in welcher Hohe der Gemeinde im jeweiligen Ausgleichsjahr Schllsselzuweisungen
zustehen. Fiir die Berechnung der Steuerkraft werden die tatsdchlichen Einnahmen aus dem
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und der Umsatzsteuer herangezogen. Die kleinen
Gemeindesteuern — Hundesteuer, Zweitwohnungsteuer, Ubernachtungsteuer, Vergniigung-
steuer, Verpackungsteuer usw. — werden nicht berticksichtigt. Die hebesatzgebundenen Re-
alsteuern der Gemeinden, die Grundsteuer und die Gewerbesteuer, erfahren durch die Nor-
mierung (bzw. Nivellierung) der Hebesatze eine Sonderbehandlung.

Grund fir die Verwendung von Nivellierungshebeséatzen ist der Schutz der kommunalen He-
besatzautonomie. Ohne Normierung wiirden alle Mehr- oder Mindereinnahmen, die sich aus
der autonomen Variation der ortlichen Hebesatze ergeben, im kommunalen Finanzausgleich
weitgehend neutralisiert. Zudem verhindert die Normierung strategisches Verhalten, da die
einzelnen Gemeinden keinen Anreiz haben sollen, durch den Grad der Ausschépfung ihrer
Steuerquellen die Hohe ihrer Schliisselzuweisungen zu beeinflussen.

Die Normierung/Nivellierung des jeweiligen Realsteueraufkommens erfolgt denkbar einfach:
In einem ersten Schritt wird das Ist-Aufkommen der betrachteten Realsteuer in jeder einzel-
nen Gemeinde durch den dort im Referenzzeitraum geltenden Hebesatz dividiert und wird
dann mit dem jeweils geltenden Normierungshebesatz multipliziert. Das so ermittelte fiktive
Aufkommen der Gewerbesteuer, der Grundsteuer A und der Grundsteuer B geht zusammen
als Realsteueraufkommen der jeweiligen Gemeinde in deren Steuerkraftmesszahl ein.

Die Festlegung eines konkreten Normierungshebesatzes etwa fiir die Grundsteuer B variiert
leicht zwischen den Landern. Die intuitiv nahe liegende Losung, den (gewogenen) Durch-
schnitt der Hebeséatze der ersten verlasslich verfligbaren Vorperiode als Nivellierungshebe-
satz festzulegen, wird in dieser Reinform nur in Brandenburg verwendet. Alle anderen Lander
mit kommunalem Finanzausgleich nutzen unterschiedliche Berechnungstechniken, um si-
cherzustellen, dass der Nivellierungshebesatz leicht oder deutlich unter diesem Durchschnitt
liegt und/oder ihm nur mit deutlicher zeitlicher Verzégerung folgt.'* Am deutlichsten ist dies
in Baden-Wirttemberg der Fall, wo die Grundsteuer B im ab 2024 geltenden Finanzaus-
gleichsgesetz nur mit einem fiktiven Hebesatz von 185 nivelliert wird — und damit sogar zehn
Prozentpunkte unter dem dort fiir die Grundsteuer A verwendeten Nivellierungshebesatz
liegt (§ 6 Abs. 1 FAG BW). In Nordrhein-Westfalen orientiert sich der Nivellierungshebesatz
grundsatzlich an den gewogenen Durchschnittshebesdtzen; von diesen Werten werden aus

11 vgl. Scherf (2023), S. 3, fiir einen Uberblick.
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Anreizgriinden Abschldge von 6 Prozent bei der Gewerbesteuer und 10 Prozent bei der
Grundsteuer vorgenommen.

Die Griinde fir diese Variationen sind vielfdltig; eine Verpflichtung zur Verwendung des
Durchschnitts besteht nicht.? Von finanzwissenschaftlicher Seite wird gegen die Verwen-
dung aktueller und dynamischer Nivellierungshebesatze eine umfangreiche empirische Lite-
ratur angefiihrt, die zeigt, dass hiervon ungewollte, sich selbst verstarkende Effekte zur He-
besatzsteigerung ausgehen.'* Diese Anreizgesichtspunkte sprechen dafiir, keine Nivellie-
rungshebesatze zu verwenden, die stets ,,den Finger am Puls der Zeit” haben. Gleichzeitig ist
jedoch darauf zu achten, dass die Nivellierungshebesatze nicht zu weit von den Durch-
schnittswerten abweichen. Denn eine Normierung deutlich unterhalb der gewogenen Durch-
schnitte flhrt in der Summe dazu, dass die Realsteuern mit einem geringeren Gewicht in die
kommunale Steuerkraft eingehen als die kommunalen Anteile an den Gemeinschaftsteuern.
Je nachdem, ob dieser Effekt wiederum durch eine Reduzierung des Gewichts dieser Steuern
kompensiert wird oder nicht, kann es in einem konkreten Finanzausgleichssystem zu proble-
matischen Umverteilungseffekten zwischen allgemein steuerstarken und steuerschwachen
Gemeinden, zwischen gemeindesteuerstarken und realsteuerstarken Gemeinden kommen.
Solche Effekte werden vermieden, wenn alle regelmaRigen Einnahmequellen aller Gebiets-
kérperschaften in etwa gleichmaRig bericksichtigt werden.

Neben der Hohe des jeweils angewandten Nivellierungshebesatzes spielt in der Diskussion
auch die Frage seiner Einheitlichkeit bzw. Differenzierung eine wichtige Rolle. In Hessen,
Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Sachsen-Anhalt werden fiir die kreisangehérigen Ge-
meinden und die kreisfreien Stadte jeweils eigene Durchschnittswerte ermittelt und darauf
aufbauend gruppenspezifische Nivellierungshebesatze formuliert. In Niedersachsen werden
stattdessen fiir die acht Stadte mit mehr als 100.000 Einwohnern eigene Durchschnittswerte
und Nivellierungshebesatze gebildet. Dabei handelt es sich offensichtlich nicht, wie im vor-
liegenden Gutachten, um eine optionale Differenzierung. Im Mittelpunkt der langjahrigen fi-
nanzwissenschaftlichen und finanzpolitischen Diskussion um differenzierte Hebesatze steht
die Frage, ob alle Stadte und Gemeinden eines Landes fiir jede einzelne Realsteuerart mit
dem gleichen Nivellierungshebesatz konfrontiert werden sollen oder nicht. Dort geht es also
um die obligatorische Differenzierung der Nivellierungshebesatze.

Es ist unbestreitbar, dass Stadte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen, wie in anderen
Landern auch, in vielerlei Hinsicht sehr unterschiedlich sind. Diese Unterschiede kdnnen sich
auch auf ihre Moglichkeiten erstrecken, die mit dem Hebesatzrecht verbundenen Realsteu-
ern auszuschopfen. Zugleich ist nicht jeder beobachtbare Unterschied ein Anlass fir eine ge-
rechtfertigte Ungleichbehandlung im Finanzausgleichsgesetz. Strittig ist letztlich immer, ob

12 vgl. fir Nordrhein-Westfalen: Verfassungsgerichtshof fiir das Land Nordrhein-Westfalen (1998): Urteil vom

9. Juli 1998, VerfGH 16/96 und 7/97, S. 55.

Biittner/Krause (2021) geben einen Uberblick zur Forschungsliteratur; Hummel/Rauch (2017) einen empiri-
schen Beweis dieses Effekts in Nordrhein-Westfalen.

13
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keine Differenzierung mehr oder weniger Ungerechtigkeiten produziert als eine einfache Dif-
ferenzierung, die sich am Rechtsstatus der Gemeinde oder an ihrer Einwohnerzahl orientiert.

Der nordrhein-westfilische Gesetzgeber hat sich ab dem GFG 2022 fiir eine Differenzierung
der Hebeséatze zwischen kreisangehorigen Gemeinden und kreisfreien Stadten entschieden.
Zur fachlichen Begriindung wurde die Studie von Feld, Bury und Weber (2020) herangezogen,
eine fachliche Gegenposition formuliert Biittner in einem Gutachten von 2022.Gegen diese
Regelung in den GFGs seit 2022 sind derzeit Verfassungsbeschwerden von acht kreisfreien
Stadten in Nordrhein-Westfalen beim Verfassungsgerichtshof NRW anhangig.

Im vorliegenden Kurzgutachten wird auf die Diskussionen um die angemessene Héhe und die
Differenzierung zwischen kreisangehorigen Gemeinden und kreisfreien Stadten fachlich nicht
eingegangen. Entsprechend erfolgt hier auch keine Bewertung. Die Diskussionen flieBen aber
insofern in unsere Untersuchung ein, als der Status quo als Ausgangspunkt der Betrachtung
dient. Es wird auch deutlich werden, dass die obligatorische Differenzierung zwischen kreis-
angehorigen Stadten und Gemeinden und kreisfreien Stadten — kurz: ka-kf-Differenzierung —
einen gewissen Einfluss auf die Betrachtung der optionalen Differenzierung der Grundsteuer
B hat. Im Ergebnis wird aber auch deutlich werden, dass das beste Modell zur Bertlicksichti-
gung der optionalen Differenzierung im kommunalen Finanzausgleich von der Frage, ob eine
ka-kf-Differenzierung vorgenommen wird oder nicht, unberihrt bleibt.

C.2. Nivellierung optionaler Hebesatzmodelle — Fragestellungen

Die Grundsteuerreform stellt die Nivellierung von Hebesatzen fir die Steuerkraftmessung
vor bislang nicht betrachtete Fragestellungen. Die groite Herausforderung wird dabei der
Bundesgesetzgeber zu bewiltigen haben, denn er muss fiir den Bund-Lander-Finanzausgleich
die Vielfalt der Grundsteuervariationen in den Landern zugleich respektieren und dennoch
moglichst Gber einen Kamm scheren. Eine Losung fir diese Aufgabe muss bis 2028 gefunden
werden. Ein Diskussionsbeitrag des Bundesministeriums der Finanzen aus dem Jahr 2022
zeigt anschaulich die auf diesem Weg noch zu iberwindenden fachlichen und politischen
Hirden.'

Im Vergleich dazu sind die hier aufgeworfenen Fragen gut zu bewaltigen. Aber auch sie sind
in der finanzwissenschaftlichen Literatur neu. Die Neuheit ergibt sich aus den optionalen Ele-
menten der Grundsteuer B mit NWGrStHsG und der Grundsteuer C. Die reguldre Hebesatz-
normierung geht davon aus, dass die zugrunde liegende Realsteuer in der gesetzlich eindeu-
tig festgelegten Form erhoben wird. Die Hohe des jeweiligen Hebesatzes ist der einzige Pa-
rameter, Uber den eine Gemeinde bei der Grundsteuer vollig und bei der Gewerbesteuer
oberhalb des gesetzlichen Mindesthebesatzes von 200 Punkten frei entscheiden kann. Rech-
nerisch ist eine Nivellierung damit, wie gezeigt, leicht umsetzbar. Auch abgabenpolitisch ist

4 vgl. BMF (2022).
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der Sachverhalt eindeutig: Wo die mit dem Nivellierungshebesatz ermittelte fiktive Steuer-
kraft veranschlagt wird, kommt die Erwartung des Gesetzgebers zum Ausdruck, dass die Ge-
meinden die betreffenden Steuern auch erheben sollen. Daran wiirde auch der —in der Praxis
nicht vorkommende — Extremfall nichts andern, dass eine Gemeinde bei der herkdmmlichen
Grundsteuer B einen Hebesatz von 0 wahlt. Sie misste die fiktive Steuerkraft nach dem Ni-
vellierungshebesatz in voller Hohe abfiihren (und auch alle fiir die Berechnung der Grund-
steuermessbetrage erforderlichen Daten liefern). Das normale Verfahren zur Ermittlung der
Steuerkraft bliebe davon unberihrt.

Das gilt analog fiir die Grundsteuer A in Nordrhein-Westfalen. Auch hier haben die Gemein-
den nach Inkrafttreten der Reform am 1.1.2025 nur die Wahl, welchen Hebesatz sie kiinftig
anwenden. Dies kann der vom Ministerium der Finanzen NRW errechnete aufkommensneut-
rale Hebesatz sein, der alte Hebesatz, ein anderer neuer Hebesatz oder — theoretisch — auch
ein Hebesatz von 0, wie er in Rheinland-Pfalz von einigen Gemeinden angewandt wird. Die
Grundsteuerreform gibt hier keinen eigenstandigen Anlass, das Verfahren zur Ermittlung des
Nivellierungshebesatzes zu dndern. Allenfalls kann fiir die unmittelbare Ubergangszeit das
zeitliche Profil der berlicksichtigten Steuereinnahmen analog zur Grundsteuer B gestaltet
werden (vgl. hierzu Abschnitt F)). Darliber hinaus stellen sich aber fiir die konkrete Nivellie-
rung der Grundsteuer A keine Fragen, die hier zu behandeln waren.

Im Vergleich dazu sind bei der Grundsteuer B die meisten Fragen zu beantworten. Mit der
Grundsteuerreform 2025 und den durch das NWGrStHsG er6ffneten Wahlmaoglichkeiten ent-
scheiden die Gemeinden nun in zwei Dimensionen: Sie kdnnen sich entweder fiir oder gegen
die Differenzierung entscheiden und auRerdem die Hohe ihrer jeweiligen Hebesatze festle-
gen. Mit der Differenzierungsentscheidung legen sie gewissermalen fest, in welches Hebe-
satzumfeld sie sich begeben. Die mit der Normierung der Hebesatze zum Ausdruck gebrachte
Erwartung des Gesetzgebers, dass die Grundsteuer erhoben werden soll, bleibt hinsichtlich
der Hohe der Hebesatze unverandert. Gleichzeitig darf die Normierung aber keine Erwartung
vermitteln, welches Modell — differenziert oder undifferenziert — gewahlt wird. Diese Wahl-
freiheit muss von der Technik der Hebesatznormierung und ihren finanziellen Auswirkungen
vollig unberiihrt bleiben. Dies gilt auch aus der kommunalen Perspektive: Bei gegebener
Wahlfreiheit darf sich eine Kommune nicht allein durch die Art der Hebesatznivellierung zu
einem Modell gedrangt oder gelockt flihlen. Der Schutz dieser Wabhlfreiheit — also die véllige
Neutralitat der Hebesatznormierung gegentiber dieser Entscheidung — steht im Mittelpunkt
der hier fur die Grundsteuer B zu beantwortenden Frage. Der folgende Abschnitt C.3 vertieft
diese Perspektive mit einer kurzen Auflistung zentraler Qualitatskriterien fir Nivellierungs-
regeln.

Bei der Grundsteuer C ist der optionale Charakter des Hebesatzes anders ausgepragt als bei
der Grundsteuer B. Bei der Baulandmobilisierung geht es nicht um die Entscheidung zwischen
zwei Hebesatz-Modellen, sondern nur um die Entscheidung fiir oder gegen die Nutzung die-
ses zusatzlichen Tarifs (der auch mit zusatzlichem Aufwand verbunden ist). Auch diese Ent-
scheidung darf durch eine etwaige Hebesatznormierung nicht beeinflusst werden. Abschnitt
E behandelt die sich daraus ergebenden Fragen.

—-22 —



FiFo

KoIn

C.3. Qualitatskriterien fiir die Hebesatznivellierung der Grundsteuer B

Im folgenden Abschnitt D.1 werden die drei Regelungsalternativen skizziert, die zur Hebe-
satznormierung der Grundsteuer B angesichts der Option, differenzierte Hebesatze fir
Wohn- und Nichtwohngrundstiicke festzulegen, grundsatzlich méglich waren. Um von vorn-
herein die etwaigen Starken und Schwachen dieser Regelungsalternativen erkennbar zu ma-
chen, werden zunachst die Qualitatskriterien skizziert, an denen sich Hebesatznormierungen
messen lassen miissen. Diese Kriterien leiten sich im Wesentlichen aus der allgemeinen fi-
nanzwissenschaftlichen Diskussion zu Hebe- und Steuersatznormierungen ab.' Sie werden
hier fiir die spezielle Konstellation des Wahlrechts zwischen differenzierten und undifferen-
zierten Grundsteuer-Hebesatze formuliert und erweitert.®

Eine leistungsfahige Normierungsregel fiir die Hebesatze der Grundsteuer B in Nordrhein-
Westfalen sollte folgende Anforderungen so gut wie moglich erfllen:

o Neutralitat: AusschlielRlich das mit der Normierung Gewollte wird erreicht. Das bedeu-
tet, dass nur die gemeindliche Wahl niedriger oder hoher Hebesatze, die durch das
Grundgesetz garantiert wird, neutralisiert und aus der Steuerkraftbemessung fiir den
kommunalen Finanzausgleich herausgerechnet wird. Diese generelle Neutralitatsforde-
rung taucht in den nachfolgenden Kriterien zum Teil wieder auf.

e Horizontale Gerechtigkeit: Gemall dem Grundsatz "Gleiches gleich behandeln" sollen
vergleichbar grundsteuerstarke Gemeinden mit und ohne Differenzierung auch nach der
Nivellierung vergleichbar normiert steuerstark sein.

o Vertikale Gerechtigkeit (Rangfolgengerechtigkeit bzw. ,Ungleiches konsistent ungleich
behandeln”): Die Steuerkraftreihenfolge bei der Grundsteuer B — gemessen am Volumen
der Grundsteuermessbetrage — wird durch die Normierung nicht verandert. Diese Anfor-
derung gilt auch unabhangig von der einzelgemeindlichen Entscheidung fiir oder gegen
die W-NW-Differenzierung, d.h. tiber die Gruppengrenzen hinweg.

e Keine strategischen Anreize: Die Normierungsregeln sind so zu gestalten, dass sie keine
Anreize vermitteln, die eine Gemeinde in der Entscheidung fiir oder gegen die Hebesatz-
differenzierung beeinflussen kdnnten, weil sie sich aufgrund der Normierung in einem
bestimmten Regime besserstellen wirde.

e Dynamisch stabil: Die Nivellierungshebesatze sollten moglichst stabil bleiben, wenn nur
wenige Gemeinden zwischen differenzierten und undifferenzierten Hebesatzen wech-
seln.

15 vgl. Zimmermann/Déring (2019), S. 268, sowie Scherf (2023) jeweils m.w.N.

16 Das heiRt auch, dass in der Beurteilung anderer, hier nicht behandelter Fragen der Hebesatznormierung (z.B.

zur Hebesatzdynamisierung oder zur Differenzierung zwischen kreisfreien und kreisangehoérigen Gemein-
den) auch andere bzw. anders spezifizierte Kriterien zum Einsatz kommen kénnten.
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e Kein, Orientierungshebesatz”: Ein Nivellierungshebesatz sollte auch insofern neutral ge-
staltet werden, als dass er von den Stadten und Gemeinden nicht als Orientierungs- oder
gar Mindesthebesatz angesehen wird.’” Die Nutzung der jeweiligen Normierungshebe-
satze aus dem kommunalen Finanzausgleich als Vergleichsmalistab bei der Bewertung
der eigenen Hebesatzentscheidungen ist nachvollziehbar und per se unschadlich. Wenn
jedoch die eigenen Hebesdtze primar wegen sich andernder Normierungshebesatze an-
gepasst werden, ist das Neutralitdtsgebot verletzt und es entsteht das Risiko eines unge-
wollten Selbstverstarkungseffekts.®

e Geringer dezentraler administrativer Aufwand bei den Gemeinden und Finanzbehor-
den.

e Geringer zentraler administrativer Aufwand beim Land.

Zudem soll eine von Gesetzgeber beschlossene Hebesatznivellierungsregel natirlich verfas-
sungskonform sein. Das vorliegende finanzwissenschaftliche Gutachten kann eine eigenstan-
dige verfassungsrechtliche Bewertung der diskutierten Nivellierungsregeln nicht leisten. Die
genannten Kriterien decken jedoch viele der Gesichtspunkte ab, die auch in einer vorstellba-
ren verfassungsrechtlichen Wiirdigung einer Normierungsregel von Bedeutung sein konnten.

Die genannten Kriterien ergdnzen einander und Gberlappen sich auch zum Teil. In der nach-
folgenden Prifung werden daher nicht alle Kriterien separat mit einem eigenen Indikator
operationalisiert.

17 vgl. Goerl/Rauch/Théne (2013), S. 138 ff. m.w.N.

18 Auf derartige Selbstverstarkungseffekte bzw. Endogenititen trifft der Begriff einer ,Hebesatzspirale” tech-

nisch zwar zu; er dramatisiert die zu beobachtenden Effekte allerdings haufig Uber Geblhr.
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D. Grundsteuer B: Normierungsoptionen und Modellrechnungen

D.1. Mégliche Nivellierungsregeln

Fir die Ermittlung der Nivellierungshebesatze der Grundsteuer B (§ 9 GFG) stehen drei Rege-
lungsalternativen zur Verfliigung. Bei allen Alternativen ist zu bertcksichtigen, dass fiir die
kreisfreien Stadte und fiir die kreisangehoérigen Stadte und Gemeinden jeweils eigene fiktive
Hebesatze zu ermitteln sind. Entsprechend sind alle Regelungsalternativen mit insgesamt
sechs Hebesatzgruppen fiir die Grundsteuer B konfrontiert: Bei den kreisangehérigen Ge-
meinden sind dies die undifferenzierten "UD-Hebesatze", die W-Hebesitze und die NW-He-
besatze; bei den kreisfreien Stadten die gleichen drei Gruppen. Die drei Regelungsalternati-
ven unterscheiden sich im ersten Ansehen vor allem dadurch, dass sie dafiir nicht automa-
tisch auch sechs unterschiedliche Nivellierungshebesatze bendtigen, sondern zwei, vier oder
sechs.

Zur besseren Unterscheidung werden die drei theoretischen Alternativen in Tabelle 1 mit
griffigen, nichttechnischen Bezeichnungen dargestellt.

Tabelle 1: Regelungsalternativen fiir die Nivellierung der Grundsteuer B

I.  Einer fur alle

Fur jeden Gemeindetyp (kf/ka) wird ein integrierter Normierungshebesatz ermittelt.
Fir jede Gemeinde mit Hebesatzdifferenzierung W-NW wird der fiktive undifferen-
zierte Hebesatz (UD) errechnet. Diese UD-Ersatzwerte werden zusammen mit den
originalen UD-Hebesatzen der tatsachlich nicht differenzierenden Gemeinden in die
hergebrachte Nivellierung eingebracht.

Wie aktuell gibt es zwei Nivellierungshebesatze, einer fiir ka, einer fir kf Gemeinden.

II. Beide fur sich

Fur jeden Gemeindetyp (kf/ka) werden zwei separate Nivellierungsgruppen gebildet,
auf der einen Seite fir die UD-Hebesatze, auf der anderen Seite fiir die W-NW-Diffe-
renzierung (hier entsprechend mit je einem Normierungssatz fiir W und NW).

Im Ergebnis gibt es sechs Nivellierungshebesatze.

Il. Zwei fiir alle

Dieses Modell ist das Gegenteil des Modells | ,Einer fur alle”: Hier werden fir alle
UD-Gemeinden ohne Hebesatzdifferenzierung aufkommensidentischen Hebesatz-
pendants mit fiktiver W-NW-Differenzierung ermittelt. Fir jeden Gemeindetyp
(kf/ka) erfolgt dann Nivellierung nur fir den Fall der W-NW-Hebesatzdifferenzierung.

Im Ergebnis gibt es vier Nivellierungshebesatze.

Diese drei Regelungsalternativen spiegeln das gesamte Spektrum denkbarer Losungen wider.
Im Laufe der Untersuchung wird deutlich werden, dass sich die zentrale Entscheidung auf die
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Alternativen | und Il konzentrieren muss. Die Alternative Il "Zwei flr alle" bietet sich als in-
tuitiv naheliegendes Gegenstlick zur Alternative | "Einer fur alle" an. Da Alternative Ill nahe-
liegend ist und da im Gutachten keine vorstellbare Option unbeachtet bleiben soll, wird sie
in der weiteren Betrachtung mit analysiert. Es sollte allerdings auch schon von vornherein
deutlich gemacht werden, dass Alternative Il systematisch — und wahrscheinlich auch recht-
lich — problematisch ist.

In der Regelungsalternative Ill wiirde in der Praxis die besondere Aufgabe entstehen, fiir die
nicht differenzierenden Stadte und Gemeinden ein fiktives differenziertes Hebesatzpaar zu
ermitteln. Dabei kénnte zunachst die Frage aufgeworfen werden, ob in diesen Gemeinden
fir den W-Hebesatz und auch den NW-Hebesatz nicht einfach ihr einheitlicher UD-Hebesatz
der Grundsteuer eingesetzt werden darf. SchlieBlich ist dies der Hebesatz, der in der jeweili-
gen Gemeinde tatsachlich auf Wohn- und Nichtwohngrundstiicke angewendet wird.

Dieses Vorgehen wiirde der Intention des nordrhein-westfilischen Grundsteuerhebesatzge-
setzes (NWGrStHsG) widersprechen. Das Gesetz ermdglicht den Gemeinden, sich fiir diffe-
renzierte W- und NW-Hebeséatze zu entscheiden oder gegen deren Anwendung (und fiir ei-
nen UD-Hebesatz) zu optieren. Es besteht jedoch keine Differenzierungspflicht. Da bei den
meisten nordrhein-westfalischen Gemeinden der UD-Hebesatz und ihr aufkommensgleiches
W-NW-Hebesatzpaar deutlich voneinander abweichen (vgl. Abbildung 1 oben), bringt das
NWGrStHsG zwar einen zusatzlichen Freiheitsgrad fir die gemeindliche Hebesatzautonomie,
verlangt aber auch eine — mitunter kontroverse — Abwagungsentscheidung. Die kommunale
Entscheidung fiir oder gegen die Hebesatzdifferenzierung ist also immer wesentlich und darf
durch die sonstige Gesetzgebung des Landes — konkret durch das GFG — nicht unterminiert
werden. Es ist schlieBlich die ureigene Aufgabe von Hebesatznivellierung im kommunalen
Finanzausgleich, die grundgesetzlich garantierte Hebeautonomie von dem Einfluss eines Fi-
nanzausgleichsgesetzes zu isolieren. Wiirden nun aber in der Alternative Il bei die Besteue-
rung der Wohngrundstiicke die (tendenziell hdheren) UD-Hebeséatze der nicht differenzieren-
den Gemeinden mit den (tendenziell niedrigeren) W-Hebesatzen der differenzierenden Ge-
meinden ,in einen Topf geworfen”, wiirde fir die beiden unterschiedlichen Gruppen ein ge-
meinsamer und schon dadurch falscher Malstab geschaffen. Dies gilt ebenfalls flir Nicht-
wohngrundstiicke. Die Interpretation eines UD-Hebesatzes als W- und NW-Hebesatz ware
bei einer Differenzierungspflicht sinnvoll, sie verbietet sich jedoch bei der bestehenden Op-
tion zur Differenzierung.

Zur Anrechnung in Alternative Il kdnnte stattdessen das W-NW-Hebesatzpaar als fiktives dif-
ferenziertes Hebesatzpaar einer UD-Gemeinde dienen, wie es vom Ministerium der Finanzen
fir jede Gemeinde errechnet worden ist bzw. wie es im vorliegenden Gutachten in kompri-
mierter, auf einen Faktor von 1,5 reduzierter Form genutzt wird. Auch hier handelt es sich
um eine gesetzliche Fiktion, doch zumindest werden systematisch gleichartige Werte zur Be-
rechnung von Nivellierungssatzen herangezogen. Tatsachlich werden mit der zweitgenann-
ten Form unten die Rechnungen fiir Alternative Il durchgefihrt.

Jedoch ist zu beachten, dass jedes auf dieses Weise berechnete fiktive W-NW-Hebesatzpaar
lediglich eines von beliebig vielen Hebesatzpaaren darstellt, die in einer Gemeinde ebenfalls
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dasselbe Grundsteuer B-Aufkommen generieren kdnnten. Fiir ein bestimmtes Grundsteuer-
aufkommen kann ein um 10 % differenziertes Hebesatzpaar, ein um 50 % differenziertes He-
besatzpaar oder ein beliebig anders definiertes Hebesatzpaar ermittelt werden. Fiir eine Glei-
chung mit zwei Unbekannten gibt es mathematisch beliebig viele Losungen. Da jedoch un-
terschiedliche Hebesatze fiir die betroffenen Gemeinden auch unterschiedliche Auswirkun-
gen auf die ihnen im GFG angerechnete Steuerkraft der Grundsteuer B haben, wird deutlich,
dass die Alternative Ill insgesamt problematisch ist und hier nicht mit der gleichen Ernsthaf-
tigkeit betrachtet wird wie die Alternativen | und Il.

Im Licht dieser Diskussion sei darauf hingewiesen, dass die Alternativen | und Il nicht mit
vergleichbaren Problemen behaftet sind. Fiir Alternative Il ,Beide fiir sich” ist dies unmittel-
bar ersichtlich: Wie am Anfang des Abschnitts dargelegt, gibt es fiir die Grundsteuer Bin NRW
sechs unterschiedliche Hebesatzgruppen. Alternative Il ermittelt fiir jede dieser Gruppen ei-
nen eigenen Nivellierungshebesatz. Es besteht kein Risiko, dass Hebesatze, die nicht zusam-
mengehdren, zusammen in einen Topf geworfen werden.

Bei Alternative | ,,Einer fur alle” entstehen diese Probleme ebenfalls nicht, obwohl hier fur
jede differenzierende Gemeinde ein fiktiver Hebesatz gebildet wird, der eine Situation simu-
liert, als wiirde diese Gemeinde nicht differenzieren. Das ist jedoch unproblematisch. Es ent-
steht keine mathematische Ungewissheit, da fiir ein von einer Gemeinde gewahltes W-NW-
Hebesatzpaar nur ein einziger fiktiver UD-Hebesatz existiert, der zum selben Aufkommen
fihrt. Eine Gleichung mit einer Unbekannten hat eine eindeutige Loésung. Zudem schadet es
in der Alternative | den differenzierenden Gemeinden nicht, an dieser Stelle fiktiv nicht diffe-
renzierend behandelt zu werden. Die Hebesatznivellierung hat die Aufgabe, fir jede Ge-
meinde die normierte Steuerkraft der gesamten lokalen Grundsteuer B zu ermitteln. Fiir den
Finanzausgleich ist es irrelevant, wie hoch der Anteil von Wohngrundstiicken und der von
Nichtwohngrundstiicken am Grundsteueraufkommen einer Gemeinde ist. Ausschlaggebend
ist allein die kombinierte Steuerkraft. Diese wird mit Alternative | fir alle Gemeinden — diffe-
renzierende wie nicht differenzierende — gleichartig und gleichmaRig erfasst. So entsteht eine
Art Schutzzone fir die Differenzierungsentscheidung: Ob sich eine Gemeinde entscheidet,
das von ihr als erforderlich erachtete Aufkommen an Grundsteuer B mit gar nicht, mit leicht
oder mit stark differenzierten Hebesatzen zu erheben, bleibt allein ihre Angelegenheit — der
Finanzausgleich behandelt sie in allen diesen Situationen gleich.

Ungeachtet der Vorbehalte gegeniber Alternative Ill werden im Folgenden, wie erldutert,
die drei Ansatze mithilfe von Modellrechnungen auf ihre Leistungsfahigkeit im Hinblick auf
die zu erfullenden Gutekriterien liberprift.

D.2. Modellrechnung: Verhaltensannahmen und Ergebnismatrix

Um die Praxistauglichkeit der Regelungsalternativen zur Hebesatznivellierung zu testen, ms-
sen — da die tatsachliche Praxis erst im Jahr 2025 beginnt — vorab Annahmen liber das mog-
liche Verhalten der Stadte und Gemeinden getroffen werden. Diese Annahmen diirfen nicht

—-27 —



Steuerkraftermittlung im kommunalen Finanzausgleich nach der Grundsteuerreform

unrealistisch sein. Aus diesem Grund wurde bereits oben in Abschnitt B.2 die Grundannahme
getroffen, dass eine dem Vorsichtsprinzip folgende W-NW-Differenzierung nicht die gesamte
Bandbreite der kommunizierten aufkommensneutralen Hebesatze ausschopfen dirfte. Es
wird hier angenommen, dass die Entscheidungen zur Hebesatzdifferenzierung (zunachst)
nicht Gber die Wahl von NW-Hebesatzen in Hohe des 1,5-fachen der W-Hebesétze hinausge-
hen. Auf dieser Basis werden fiir jede Gemeinde in Nordrhein-Westfalen aufkommensneut-
rale Hebesatzpaare berechnet, die als Ausgangsbasis fir die weiteren Berechnungen dienen
(vgl. oben Abbildung 2).

Damit ist der Raum abgesteckt, in dem verschiedene, grundsatzlich realistische Verhaltens-
szenarien zu betrachten sind. Diese Szenarien (A), (B) und (C) sollen in dem Sinne realistisch
sein, dass sie realisierbar waren. Sie sind aber nicht in gleichem MaRe wahrscheinlich. Bei
den Szenarien geht es nicht in erster Linie darum, wahrscheinlich zu sein. Sie sollen die drei
Regelungsalternativen einem harten Test unter moglichen und sehr unterschiedlichen Bedin-
gungen unterziehen. Eine gesetzliche Nivellierungsregel kann nur dann als tauglich anerkannt
werden, wenn sie in allen moglichen Konstellationen funktioniert — auch in den weniger
wahrscheinlichen. Die betrachteten Verhaltensszenarien sind:

(A) Keine Gemeinde differenziert ihre Hebesatze. Alle nutzen den aufkommensneutralen He-
besatz ohne Differenzierung. (Dieses ist das gebotene Benchmark-Szenario, wie unten
erldutert wird.)

(B) Alle Gemeinde nutzen differenzierte Hebesatze. Sie setzen die aufkommensneutralen,
gef. gemaR formulierter Pramisse neu kalibrierten differenzierten Hebesatze ein.

(C) Manche Gemeinden differenzieren, andere nicht. Annahme hier: Es differenzieren nur
die Gemeinden, bei denen gemal Pramisse ein aufkommensneutrales Hebesatzpaar mit
einem NW-Hebesatz 50% (iber dem Wohn-Hebesatz neu berechnet werden musste (vgl.
oben Abbildung 2), weil die Spreizung ansonsten liber 50% gelegen hatte. Das sind 270
Gemeinden in NRW. Die restlichen 126 Gemeinden mit einer relativ geringen Spreizung
der aufkommensneutralen W-NW-Hebesatze unter 50% differenzieren nicht und wahlen
den aufkommensneutralen UD-Hebesatz.

Zum Zeitpunkt der Fertigstellung des vorliegenden Gutachtens stehen die von den Stadten
und Gemeinden fir 2025 endgiiltig genutzten Grundsteuerhebesdtze noch nicht fest, da
diese erst bis zum 30. Juni des betreffenden Jahres beschlossen werden miissen. Die zum
Jahreswechsel 2024/25 abzeichnenden Trends weisen darauf hin, dass die nordrhein-west-
falischen Kommunen die Option zur W-NW-Differenzierung nutzen werden, wenn auch we-
niger intensiv, als es im Verhaltensszenario (C) modelliert wird. Der Stadte- und Gemeinde-
bund fiihrte im November 2024 eine Umfrage unter seinen Mitgliedskommunen durch. Dem-
nach planen 235 der antwortenden 290 Gemeinden fiir 2025 keine Differenzierung ihrer GrSt
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B-Hebesatze, wahrend die verbleibenden 55 Gemeinden diese Option nutzen wollen.? Bei
den zehn grolRten Stadten Nordrhein-Westfalens zeichnet sich dagegen eine leichte Mehr-
heit fur differenzierte Hebesatze ab; eine dpa-Umfrage im Dezember 2024 ergab ein Pla-
nungsbild von sechs zu vier fir die Differenzierung.?

Dieses vorlaufige und unvollstandige Bild zeigt, dass sich im ersten Jahr der reformierten
Grundsteuer in Nordrhein-Westfalen eine gemischte Konstellation entwickelt. Die mit dem
NWGrStHsG geschaffene Wabhlfreiheit wird in beide Richtungen genutzt, als Entscheidung fir
die W-NW-Differenzierung und als Entscheidung dagegen. Von Anfang an sind damit alle
sechs moglichen Hebesatzgruppen (siehe Abschnitt D.1) auch besetzt. Die abschlieRende
Verteilung fiir 2025 oder die folgenden Jahre kann zum gegenwartigen Zeitpunkt noch nicht
abgesehen werden.

Mit der Verhaltensannahme (C) wird eine Konstellation getestet, die eine vergleichsweise
intensive Nutzung der Differenzierungsmoglichkeit annimmt, in der aber auch ein knappes
Drittel aller Stadte und Gemeinden nicht differenziert. Diesem mittleren Verhaltensszenario
(C) stehen mit (A) und (B) Extremwerte gegenliber, in denen keine oder alle Gemeinden dif-
ferenzieren. Eine letzte Konstellation wird nicht eigens berechnet, bleibt aber nicht unbeach-
tet: Jede Nivellierungsregel muss auch fiir solche Situationen konsistente Ergebnisse liefern,
in denen nur sehr wenige Gemeinden differenzieren (oder nicht differenzieren), so dass das
Gewicht einer einzelnen Gemeinde — und ihrer Entscheidung fiir oder gegen die Differenzie-
rung — merklichen Einfluss auf den Durchschnittswert ihrer (kleinen) Gruppe nehmen kann.

Aus der Kombination der in Abschnitt D.1 formulierten drei alternativen Nivellierungsregeln
sowie der hier skizzierten Verhaltensannahmen (A), (B) und (C) lasst sich eine Matrix aufstel-
len (Tabelle 2). Diese — hier noch nicht ausgefiillte — Matrix spannt einen weiten Priifungs-
raum auf und veranschaulicht, dass jede Nivellierungsregel auch mit jeder denkbaren Hebe-
satzpolitik konsistent umgehen kénnen muss. Die weitere Priifung der belastbaren Modelle
wird jedoch zeigen, dass nicht alle neun Felder unterschiedliche Befunde erbringen.

19 vgl. StGB NRW (2024), S. 2.

20 Rheinische Post vom. 23.12.2024: ,In diesen NRW-GroRstadten werden Wohnimmobilien-Besitzer entlas-

tet"; https://rp-online.de/nrw/landespolitik/grundsteuer-2025-6-staedte-in-nrw-beschliessen-differen-
zierte-hebesaetze_aid-122386217.
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Tabelle 2: Struktur der Untersuchungsmatrix (blanko)

Verhaltensszenario | (A) Keiner differenziert (B) Alle differenzieren (C) Manche
differenzieren

Nivellierungsregel

Regel I: ,Einer fiir alle

Regel ll: ,,Beide fiir sich”

Regel lll: ,,Zwei fur alle”

Die Verhaltensannahme (A) "Keiner differenziert" entspricht im Ergebnis einer Situation, in
der die Option einer W-NW-Differenzierung nicht bestiinde. Da alle Gemeinden nach der (fik-
tiven) Ausgangssituation ohne NWGrStHsG handeln und behandelt werden, ist das Verhal-
tensszenario (A) zwingend der Mal3stab der Betrachtung (natiirlich getrennt nach ka- und kf-
Gemeinden). An dieser Situation muss sich eine neue Nivellierungsregel messen lassen. Die
drei moglichen Nivellierungsregeln werden danach beurteilt, ob und inwieweit sie zu Abwei-
chungen vom Benchmark (A) fiihren.

Daraus ergibt sich unmittelbar das Vergleichsobjekt: Fir alle Nivellierungssatze und Verhal-
tensmodelle wird berechnet, wie viel nivellierte Grundsteuerkraft jeder einzelnen Gemeinde
im GFG angerechnet werden wirde. Dieser Wert wird mit der Benchmark-Grundsteuerkraft
verglichen und es werden jeweils die durchschnittliche, die minimale und die maximale Ab-
weichung der Grundsteuerkraft vom Referenzszenario (A) als Indikatoren der Vergleichsrech-
nungen betrachtet. Darliber hinaus wird analysiert, in wie vielen Fallen und in welcher Hohe
Rangverschiebungen gegeniber dem Benchmark auftreten. Ergdnzend werden besondere
Auffalligkeiten benannt.

D.3. Ergebnisse fiir die Grundsteuer B

Zur Prufung ihrer Leistungsfahigkeit im Finanzausgleich werden die Regelungsalternativen |,
Il und Il in einer Simulation durchgerechnet. Dabei wurden die Verhaltensannahmen (A), (B)
und (C) wie im vorangegangenen Abschnitt D.2 beschrieben in die Rechnung eingebracht. Die
Simulation basiert auf den vom Ministerium der Finanzen des Landes Nordrhein-Westfalen
(MdF) bereitgestellten Grundsteuerdaten, die fir die Berechnung der aufkommensneutralen
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Hebesatze genutzt werden. Diese Daten wurden im September 2024 in zweiter Fassung ver-
offentlicht.?!

GemaR den Regeln und den Verhaltensannahmen werden fiir jede einzelne Gemeinde in
Nordrhein-Westfalen die Steuerkraftzahlen der Grundsteuer B berechnet, wie sie laut § 9
GFG NRW ermittelt werden wirden. Fir die Simulationsrechnungen sind zwei zusammen-
hangende Vereinfachungen gegeniiber den aktuellen gesetzlichen Anforderungen notwen-
dig: Fir das Berechnungsjahr 2024 werden die genannten MdF-Daten fiir dieses Kalenderjahr
genutzt, sodass die im reguldaren GFG-Ablauf notwendige 18-monatige Frist zwischen Daten-
verfligbarkeit und Einsatz im GFG entféllt. Der Nivellierungshebesatz der Grundsteuer ergibt
sich aus dem gewogenen Mittelwert der genutzten Hebesatze des jeweiligen Gemeindetyps
(kreisfrei und kreisangehorig). Dieser wird um einen pauschalen Abschlag von 10 Prozent re-
duziert.?? Der Abschlag dient dazu, zwischenzeitliche Hebesatzdnderungen pauschal abzupuf-
fern und etwaige Selbstverstarkungseffekte anreizwirksam zu dampfen (vgl. Abschnitt C.3).
Da in den Modellrechnungen des vorliegenden Gutachtens ohne den genannten Zeitverzug
gearbeitet wird, nutzen wir zum Ausgleich einen erhéhten pauschalen Abschlag von 20 Pro-
zent von den jeweiligen gewogenen Hebesatz-Mittelwerten.?® Dieser hohere Abschlag dient
lediglich der Modellrechnung. Fiir eine tatsachlich in das GFG integrierte neue Nivellierungs-
regel gabe es keinen Anlass, vom bisherigen 10-Prozent-Abschlag abzuweichen.?*

In den Modellrechnungen dient die Verhaltensannahme (A) , Keiner differenziert”, wie erlau-
tert, als der Benchmark fiir die Leistungsfahigkeit einer Normierungsregelung. In den Modell-
rechnungen werden fiir die alternativen Normierungsregeln |, Il und Ill die verschiedenen
Verhaltensannahmen — d.h. die Entscheidungen zu differenzieren oder nicht — durchgespielt.

Innerhalb einer Normierungsregelung sollte die Entscheidung, die Hebesatze aufkommens-
neutral zu differenzieren oder nicht, moglichst geringen Einfluss auf die einer Gemeinde im
GFG angerechnete Steuerkraft haben. Eine vollstdndige Neutralitdt der Normierungsregel
wiirde dazu fiihren, dass zwei fiktive, vollkommen identische Gemeinden, von denen eine die

21 ygl. https://www.finanzverwaltung.nrw.de/aufkommensneutrale-hebesaetze. Die Daten zu den zugehéri-

gen Grundsteuermessbetragsvolumina per 1.1.2024 wurden dem Institut vom Ministerium der Finanzen zur
Verfugung gestellt.

22 |m real umgesetzten Verfahren kommt nach Berechnung des gruppenbezogenen gewogenen Durchschnitts

und vor dem 10-prozentigen Abschlag noch ein Zwischenschritt: ,Seit dem GFG 2022 wird die Halfte der
Differenz von den nach Rechtsstellung ermittelten gewogenen Hebesdtzen zum gewogenen Landesdurch-
schnitt abgezogen bzw. hinzuaddiert.” (Gesetzentwurf zum GFG 2024, Begriindung, Besonderer Teil, Zu § 9.
in: Landtag Nordrhein-Westfalen Drucksache 18/5800, 08.09.2023, S. 66). Dieser Zwischenschritt wird in der
Modellrechnung aus Vereinfachungsgriinden nicht umgesetzt. Der Zwischenschritt kann mathematisch auf
die interessierenden Untersuchungsfragen keinen splrbaren Einfluss nehmen. Diese Vereinfachung fir die
Modellrechnung versteht sich nicht als Empfehlung flr die Berechnung kiinftiger Nivellierungshebesatze.

23 Derartige proportionale Abschlige haben keinen Einfluss auf die nachfolgenden Vergleichsbetrachtungen.

Insofern ware eine Abwagung, ob 20% der numerisch beste Wert fiir diesen pauschalen Abschlag ist (statt
bspw. 15%) in jeder Hinsicht folgenlos.

2 EinschlieBlich des in FuBnote 22 dargestellten Zwischenschritts.
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GrSt B-Hebesatze differenziert und die andere nicht, im Finanzausgleich mit der gleichen nor-
mierten Steuerkraft bertcksichtigt werden. Damit ware die Neutralitatsforderung hinsicht-
lich der horizontalen Gerechtigkeit erfiillt, denn die objektiv gleichen Gemeinden wiirden
gleichbehandelt (siehe Abschnitt C.3). Entsprechend werden in der Simulationsrechnung
mogliche Abweichungen der normierten Steuerkraft vom Benchmark ausgewiesen.

In der Simulationsrechnung wird anschlieRend gepriift, ob es bei verhaltensbedingten Ab-
weichungen der normierten Steuerkraft gegentiber dem Benchmark auch zu Rangverschie-
bungen zwischen den Kommunen kommt. Es ist jedoch zu beachten, dass nicht jede kleine
Abweichung der Steuerkraft zwangsldufig zu einer Anderung der Rangfolge gegeniiber den
in ihrer Steuerkraft der GrSt B nachststehenden Nachbarn fiihrt. Sollten jedoch auch Rang-
verschiebungen auftreten, ist zusatzlich das Qualitatskriterium der vertikalen Gerechtigkeit
betroffen.

Tabelle 3: Nivellierungshebesitze der untersuchten Regelungsalternativen in den

Simulationsrechnungen

(A) Keiner differenziert

(B) Alle differenzieren (C) Manche differenzieren

Regel I: N-HS kf: 544 N-HS kf: 544 N-HS kf: 544
Einer fiir alle N-HS ka: 596 N-HS ka: 596 N-HS ka: 596
Regel II: N-HS kf: UD 544 N-HS kf: UD N-HS kf: UD** 644
Beide fiir sich N-HS kf: W N-HS kf: W 486 N-HS kf: W 484
N-HS kf: NW N-HS kf: NW 675 N-HS kf: NW 672
N-HS ka: UD 596 N-HS ka: UD N-HS ka: UD 554
N-HS ka: W N-HS ka: W 540 N-HS ka: W 546
N-HS ka: NW N-HS ka: NW 779 N-HS ka: NW 814
Regel lIl: N-HS kf: W N-HS kf: W 486 N-HS kf: W 486
Zwei fiir alle N-HS kf: NW N-HS kf: NW 675 N-HS kf: NW 675
N-HS ka: W N-HS ka: W 540 N-HS ka: W 540
N-HS ka: NW N-HS ka: NW 779 N-HS ka: NW 779

Abk: N-HS: Nivellierungshebesatz; kf: kreisfrei; ka: kreisangehérig; UD: undifferenziert; W: Wohn- und NW: Nichtwohngundstiicke.

* Regel lll: Bei (A) Benchmark-Hebesdtze. Bei (C) wird fiir die fiktive Differenzierung das Verhaltensszenario genutzt.
** Im Verhaltensszenario (C) verzichtet nur eine kreisfreie Stadt auf Differerenzierung.

In Tabelle 3 sind die Nivellierungshebesatze dargestellt, die fir die Untersuchung der Rege-
lungsalternativen gemal} der in den Abschnitten D.1 und D.2 formulierten Pramissen und
Verhaltensszenarien sowie mit Hilfe der beschriebenen Daten und Modellspezifikationen be-
rechnet worden sind. Auf dieser Grundlage erfolgt die nachfolgende Auswertung.

In Tabelle 3 deutet sich auch schon an, dass die weiteren Vergleichsrechnungen nicht darauf
hinauslaufen, dass alle Felder der Untersuchungsmatrix unterschiedliche Ergebnisse zeigen.
Da die Leistungsfahigkeit der Regelungsalternativen I, Il und Il auch mithilfe von Randszena-
rien — , keiner differenziert” / ,alle differenzieren” — tiberprift wird, koinzidieren einige der
Modellrechnungen. Das sind namentlich Il (B), 11l (B) und Il (C), weil hier die faktisch gleiche
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Hebesatzpolitik betrachtet wird (bei Il (B) und Il (B)) beziehungsweise fiir die fiktiven Hebes-
atze genutzt wird (I (C)).

Die Ubereinstimmung der Nivellierungshebesatze von | (B) und | (C) mit dem Benchmark | (A)
ist hingegen keine solche Koinzidenz. Hier werden tatsachlich drei unterschiedliche Verhal-
tensszenarien bzw. Hebesatzpolitiken betrachtet, die aber wegen der beschriebenen Eigen-
schaften der Regel | alle zu den gleichen Nivellierungshebesatzen fihren.

In Tabelle 3 wird zudem ein Phdnomen deutlich, das nur am Rande mit der Fragestellung des
vorliegenden Gutachtens verbunden ist: Nach der Grundsteuerreform kann die in Nordrhein-
Westfalen seit 2022 praktizierte separate Ermittlung von Nivellierungshebesatzen fiir die
kreisfreien Stadte und den kreisangehdrigen Raum dazu fiihren, dass letztere einen héheren
Nivellierungshebesatz erhalten. Es ist jedoch festzuhalten, dass die durchgefiihrten Modell-
rechnungen keine Prognose der bis Ende Juni 2025 festzusetzenden GrSt B-Hebesatze bieten
kénnen. Die Beobachtung bezieht sich mithin lediglich auf die strukturellen Eigenschaften
aufkommensneutraler Hebesatzrechnungen. Fiir die in diesem Gutachten behandelten Fra-
gen der Differenzierung zwischen Wohn- und Nichtwohngrundstiicken ist es allerdings irre-
levant, welches Verhaltnis die ka-kf-Differenzierung aufweist (oder ob eine solche Differen-
zierung iberhaupt durchgefiihrt wird).

Tabelle 4: Leistungsfahigkeit der Regelungsalternativen in der Ergebnismatrix fiir

Grundsteuer B

Verhalten | (A) Keiner

differenziert

(B) Alle
differenzieren

(€) Manche
differenzieren

Nivellierung

Regel I:
Einer fiir alle

Regel II:
Beide fur sich

Regel III:
Zwei fiir alle

BENCHMARK

Steuerkraftabweichungen

* Durchschnitt (Betrag): 0,0%

* Max. nach unten: 0%, nach oben: 0%
Rangverschiebungen:

* Haufigkeit: 0 Falle (von 396)

* Verschiebungen um 0 Range insgesamt

Steuerkraftabweichungen

+ Durchschnitt (Betrag): 1,4%

+ Max. nach unten: -4,8%, nach oben: +13,2%
Rangverschiebungen:

* Haufigkeit: 292 Félle (von 396)

* Verschiebungen um 726 Range insgesamt

Steuerkraftabweichungen

* Durchschnitt (Betrag): 1,4%

* Max. nach unten: -4,8%, nach oben: +13,2%
Rangverschiebungen:

* Haufigkeit: 292 Falle (von 396)

* Verschiebungen um 726 Rénge insgesamt

Steuerkraftabweichungen

* Durchschnitt (Betrag): 0,0%

* Max. nach unten: 0%, nach oben: 0%
Rangverschiebungen:

« Haufigkeit: 0 Falle (von 396)

* Verschiebungen um 0 Range insgesamt

Steuerkraftabweichungen

* Durchschnitt (Betrag): 3,8%

* Max. nach unten: -7,1%, nach oben: +18,4%
Rangverschiebungen:

« Haufigkeit: 357 Falle (von 396)

* Verschiebungen um 2054 Range insgesamt

Steuerkraftabweichungen

* Durchschnitt (Betrag): 1,4%

* Max. nach unten: -4,8%, nach oben: +13,2%
Rangverschiebungen:

* Haufigkeit: 292 Falle (von 396)

* Verschiebungen um 726 Range insgesamt

In Tabelle 4 werden die Ergebnisse der Vergleichsberechnungen zusammengefasst und die
Befunde fir Steuerkraftabweichungen gegenliber dem Benchmark (Neutralitat der Nivellie-
rungsregel mit Blick auf horizontale Gerechtigkeit) und fir Rangverschiebungen gegeniiber
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dem Benchmark (Neutralitat der Nivellierungsregel mit Blick auf vertikale Gerechtigkeit) pra-
sentiert.

Die Ergebnisse der Vergleichsrechnung sind an Eindeutigkeit kaum zu Ubertreffen.

Regel I (,,Einer fur alle”) ist als einzige ganzlich neutral hinsichtlich der kommunalen Entschei-
dungen fir oder gegen die Hebesatzdifferenzierungen, die das NWGrStHsG eroffnet. Sie
schneidet auch in den anderen formulierten Qualitatskriterien (Abschnitt C.3), die nicht mit
den Modellrechnungen tGberprift werden konnten, sehr gut ab. Die Grundgesamtheiten zur
Berechnung der Nivellierungshebesatze sind jeweils die ganzen Gruppen der kreisfreien und
der kreisangehorigen Gemeinden. Diese im aktuellen Rechtsrahmen groRtméoglichen Grund-
gesamtheiten schneiden hinsichtlich der dynamischen Stabilitdt und der geringen Strategie-
anfélligkeit gut ab. Auch administrativ ist die Regel denkbar einfach: Fiir jede differenzie-
rende Gemeinde ist es lediglich eine simple Umrechnung von den differenzierten Hebesatzen
zum zugehorigen, fiktiven UD-Hebesatz, der in die Nivellierung eingeht.

Regel Il (,Beide fiir sich”) erzielt im gemischten Szenario, in dem manche, aber nicht alle
Gemeinden differenzieren, die schlechtesten Ergebnisse. Es kommt zu den gréRten Steuer-
kraftabweichungen gegeniiber dem Benchmark und auch zu flaichendeckenden Rangver-
schiebungen. Da diese Verdanderungen fiir die betroffenen Gemeinden zu finanziellen Mehr-
oder Mindereinnahmen aus dem kommunalen Finanzausgleich flhren, aber ausschliel3lich
auf ihre aufkommensneutralen Entscheidungen zwischen differenzierten oder undifferen-
zierten Hebesatzen zurlickgehen, wird das Manko der Regel Il sehr deutlich. Zudem 16st Regel
Il grundsatzlich unerwiinschte Anreize fiir strategisches Verhalten aus. Das macht die Mo-
dellrechnung durch Zufall sehr deutlich: GemaR der Verhaltensannahme (C) differenzieren
hier nur diejenigen Gemeinden, deren NW-Hebesatz bei 150% des W-Hebesatzes liegt. Bei
geringerem Abstand wird annahmegemal} der undifferenzierte Hebesatz gewahlt. Bei den
kreisfreien Stadten Nordrhein-Westfalens ist letzteres lediglich bei einer einzigen Stadt der
Fall (Tabelle 3). Als einzige Stadt in ihrer Gruppe leitet sich der Nivellierungshebesatz auto-
matisch aus dem eigenen Hebesatz her. Im konkreten Fall schafft das einen starken Anreiz,
nur deswegen doch die differenzierten Hebesatze zu wahlen. Zudem versagt in diesem Ext-
remfall auch die Hebesatznormierung in ihrem Grundauftrag, denn sie isoliert die einzelge-
meindliche Hebesatzentscheidung nicht mehr vom Finanzausgleich. Bei kleinen Hebesatz-
Gruppen mit etwas mehr als nur einer Gemeinde fallen diese Nachteile nicht mehr so extrem
aus, bleiben aber bestehen. Spiegelbildlich ist die dynamische Stabilitat der Normierungshe-
besatze kleiner Gruppen bei Regel Il geringer. Der administrative Aufwand ist etwas hoher
als bei Regel I; dieser Nachteil fallt aber weniger ins Gewicht. Neben allen Nachteilen hat die
Regel Il aber den Vorteil, dass sie — zumindest prima facie — rechtlich umsetzbar wére. Das ist
fiir die die folgende Regel Ill fraglich.

%> Die Rangfolgen der normierten Steuerkraft und die entsprechenden Rangverschiebungen wurden immer

separat fir den kreisfreien und den kreisangehdrigen Raum berechnet, weil etwaigen Verschiebungen zwi-
schen diesen beiden Gruppen der GFG-Systematik folgend unbeachtlich zu sein haben. Davon unbenommen
werden die Ergebnisse fir beide Gruppen in der Tabellen zur Vereinfachung addiert dargestellt.
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Regel lll (,,Zwei fir alle”) wurde, wie oben diskutiert (D.1), wegen grundlegender systemati-
scher Zweifel nur der Vollstandigkeit halber in der Analyse gehalten. Die Analyseergebnisse
in Tabelle 4 bestatigen, dass ein Ausschluss von Regel lll zu keine EinbulRe geflihrt hatte. Auch
hier treten zahlreiche und umfangreiche Steuerkraftabweichungen und Rangverschiebungen
auf; die Regel verletzt das Neutralititsgebot. Mit Blick auf die klare Uberlegenheit der Regel
| in allen Dimensionen kann hier auf eine detailliertere Erlauterung der Nachteile der anderen
Regeln verzichtet werden.

Angesichts von Verdruss und Unsicherheiten, die fiir die Stadte und Gemeinden mit der
Grundsteuerreform einhergehen, kann dieser Befund zumindest eine gewisse Beruhigung
schaffen: Von Seiten des Finanzausgleichs kommt hier keine zusatzliche Komplikation hinzu.
Die einfachste Losung fir die kiinftige Grundsteuernivellierung ist zugleich die gerechteste
und effizienteste.

E. Normierung der Grundsteuer C im Finanzausgleich?

Mit Blick auf eine Normierung der von den Gemeinden wahlbaren Grundsteuer C stellen sich
zwei Fragen: Ist eine Hebesatznivellierung méglich? Ist sie sinnvoll bzw. geboten? Nur wenn
die erste Frage bejaht werden kann, wird die zweite relevant.

In Abschnitt B.1 ist das als Grundsteuer C bezeichnete zusatzliche Hebesatzrecht fir unbe-
baute baureife Grundstiicke kurz charakterisiert worden. Erwagt eine Gemeinde mit Hilfe die
Nutzung dieser Abgabe, muss sie mehrere faktische Voraussetzungen erfiillen:

e Sie muss nach pflichtgemafRem Ermessen entscheiden, ob eine besondere Nachfrage
nach Bauland besteht, die den Einsatz der Abgabe rechtfertigt.

e Sie muss fir alle unbebauten Grundstticke, die in Frage kommen, wissen oder feststellen,
ob diese baureif im Sinne des GrStG sind.

e Sie muss stadtebauliche Griinde fiir die Nutzung des erhéhten Hebesatzes haben, diese
formulieren und (jahrlich) nachvollziehbar 6ffentlich darlegen.

e Treffen diese stadtebaulichen Griinde nur auf einen bestimmten Gemeindeteil zu, so darf
der gesonderte Hebesatz nur dort erhoben werden. Der Gemeindeteil muss mindestens
10 Prozent des gesamten Gemeindegebiets?® umfassen und in dem Gemeindeteil mis-
sen mehrere baureife Grundstiicke belegen sein.

26 Dje Anforderung, dass dieser Anteil mindestens zehn Prozent des (explizit) gesamten Gemeindegebietes ist

sehr hoch und diirfte auch in nicht landlich gepragten Gemeinden nur schwer zu erfillen sein. Das in dieser
Hinsicht parallel formulierte hessische Grundsteuergesetz ist an dieser Stelle praziser bzw. praktikabler: ,Der
Gemeindeteil muss mindestens 10 Prozent der Siedlungsfidche des Gemeindegebiets nach der Gemein-
destatistik des Hessischen Statistischen Landesamtes umfassen {(...)“.
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e Die genaue Bezeichnung der baureifen Grundstiicke, deren Lage sowie das Gemeindege-
biet, auf das sich der gesonderte Hebesatz bezieht, sind zu Beginn eines Kalenderjahres
von der Gemeinde zu bestimmen, in einer Karte nachzuweisen und 6ffentlich bekannt zu
geben.

Angesichts der kumulativen Voraussetzungen, die eine Gemeinde allein? erfiillen muss, um
die optionale Grundsteuer C erheben zu kdnnen, ist derzeit noch nicht absehbar, wie viele
Stadte und Gemeinden diese Baulandmobilisierungsabgabe fiir das gesamte Gemeindege-
biet, fir einen Teil des Gemeindegebiets oder gar nicht erheben kdnnten.

Flr die einzelne Gemeinde ist dies insofern unproblematisch, als sie allein Herrin des Verfah-
rens ist und je nach Notwendigkeit, Datenverfligbarkeit und Kapazitaten entscheidet, ob und
wann sie die Grundsteuer C anwendet. Dabei kénnen auch fiskalische Erwagungen eine legi-
time Rolle spielen.

Bei der Frage einer Normierung der Grundsteuer Cim kommunalen Finanzausgleich kommen
dagegen mehrere Faktoren zusammen, die eine Nivellierung von vornherein verhindern.

Der primare Hinderungsgrund ist grundsatzlicher Natur: Wie oben ausgefiihrt, geht mit der
Berlicksichtigung einer Abgabe bei der Steuerkraft im Finanzausgleich — in diesem Fall durch
die Verwendung eines normierten Hebesatzes — die gesetzliche Erwartung einher, dass diese
Abgabe auch erhoben werden soll. Dies widerspricht dem optionalen Charakter der Grund-
steuer C, fur oder gegen die sich die Gemeinden frei (und auch unabhangig von ihrem Bau-
landbedarf) entscheiden kdnnen sollen. Insofern dhnelt die Grundsteuer C — zumindest fir
den Hebesatzanteil, der Gber den ansonsten erhobenen Hebesatz der Grundsteuer B hinaus-
geht — eher den kleinen optionalen Gemeindesteuern wie Hunde-, Zweitwohnung-, Uber-
nachtung-, Vergniigung- oder Verpackungsteuer, die im GFG ebenfalls nicht berlicksichtigt
werden sollen.

Wiirde dieser Hinderungsgrund nicht ins Gewicht fallen, dirfte die Nivellierung der Grund-
steuer C in der Praxis dennoch auf erhebliche Hirden stoRen. Eine seridse und anreizge-
rechte Nivellierung konnte nur durchgefiihrt werden, wenn das Land zentral fiir jede einzelne
Gemeinde wiisste, welche baureifen Flachen die Kriterien fiir die Erhebung der Grundsteuer
C erfiillen. Ware damit das Steuerpotenzial der Grundsteuer C fir jede Gemeinde bekannt,
kénnte die Anwendung eines normierten Hebesatzes eine gleichmalige und anreizgerechte
Ausschopfung dieses Potenzials anstoRen. Wiirde dieser Ansatz nicht bereits der Pramisse
der Freiwilligkeit widersprechen, so scheitert er an den nicht verfligbaren und kaum zentral
erhebbaren Daten.

27 Das Ministerium der Finanzen stellt dazu klar: , Die Grundsteuer C muss von den Kommunen in eigener Regie

— unter Berucksichtigung der in § 25 Abs. 5 GrStG genannten Voraussetzungen — festgesetzt und erhoben
werden. Eine Beteiligung der Finanzverwaltung ist soweit nicht erforderlich und nicht vorgesehen.” (Vgl.
MdF NRW 2024).
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Die ,, plumpe” Alternative, die Grundsteuer C einfach dort zu nivellieren, wo sie erhoben wird,
und den Rest der Gemeinden zu ignorieren, ware zwar technisch denkbar, aber kontrapro-
duktiv. In diesem Fall dirfte die Anrechnung der Grundsteuer C auf die Steuerkraft der Ge-
meinden deren Interesse an der aufwendigen und haufig wohl auch nicht konfliktfreien Ein-
fihrung dieser Steuer sehr wirksam ersticken.

Auf eine separate Normierung der Grundsteuer C muss daher verzichtet werden. Zur Nivel-
lierung des Aufkommens der Grundsteuer C wird fiir jede Gemeinde ein fiktives Aufkommen
ermittelt, das sich ergeben wiirde, wenn fir diese Grundstiicke noch die Grundsteuer B er-
hoben wiirde. Je nach Differenzierungsentscheidung ist dies der UD-Hebesatz oder der NW-
Hebesatz (der immer auf unbebaute Grundstiicke anzuwenden ist). Nach dieser ersten Nivel-
lierungsrunde werden alle Grundstiicke in die gewahlte Grundsteuer B-Normierung tber-
fahrt.

Sollte sich die Grundsteuer C langfristig als eine von allen Gemeinden stark genutzte und
fiskalisch ergiebige Steuer erweisen, ware diese Empfehlung zu lberdenken. Spatestens
dann, wenn das Aufkommen der Grundsteuer C die Summe des Aufkommens der kommuna-
len Bagatellsteuern Ubersteigt, sollte ihre regelmaRige Berlicksichtigung bei der Steuerkraf-
termittlung im GFG erneut geprift werden, um eine Gleichbehandlung der gréReren Steuer-
einnahmen zu gewahrleisten. Ob ein solcher Kipp-Punkt jemals erreicht wird, ist aus heutiger
Sicht vollig offen.

F. Integration der neuen Grundsteuer B in den Finanzausgleich —
Zeitraume der einbezogenen Grunddaten

F.1. Bisherige Zeitspannen und Fristen

Im kommunalen Finanzausgleich wird fiir die Ermittlung des fiktiven Finanzbedarfs und die
Berechnung der normierten Steuerkraft der Kommunen bisher ein Datenzeitraum von funf
Jahren zugrunde gelegt. Dieser Zeitraum liegt deutlich in der Vergangenheit. Fiir das Haus-
haltsjahr und das GFG 2025 beziehen sich diese Grunddaten auf den Zeitraum 2017 bis 2021.
Die Grunddaten spielen auch fiir die Nivellierungshebesatze im Finanzausgleich eine Rolle. In
der Ermittlung der gewogenen Landesdurchschnitte der Gruppe der kreisfreien und der
kreisangehorigen Gemeinden werden ebenfalls die Grunddaten der Jahre 2017 bis 2021 ver-
wendet. Die Halfte der Differenz zwischen den nach Rechtsstand gewichteten Hebesatzen
und dem gewichteten Landesdurchschnitt wird abgezogen bzw. hinzugerechnet. Aus Griin-
den der Anreizkompatibilitdt wird dann ein Abschlag von sechs Prozent bei der Gewerbe-
steuer und von zehn Prozent bei der Grundsteuer vorgenommen.

Flr eine kinftige Hebesatznivellierung ist zu beachten, dass es nicht zwingend erforderlich
ist, die Nivellierung beider Realsteuerarten auf Basis eines oder desselben Mehrjahreszeit-
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raums vorzunehmen. Primar muss ein Stitzzeitraum zu dem Zweck der konkreten Nivellie-
rungsaufgabe und entsprechend zu der normierten Realsteuer passen. Hier sind sich Gewer-
besteuer und Grundsteuer — vor wie auch nach Reform — durchaus nicht sehr dhnlich.

Bei der Berechnung von Nivellierungshebesatzen kann es zum einen vorteilhaft sein, diese
anhand aktuellerer Daten zu ermitteln, um die tatsachlich gewahlten Hebesatze mit aktuel-
leren Nivellierungshebesatzen vergleichen zu kdnnen. Bei einer Steuer mit vergleichsweise
hoher Aufkommensdynamik schon in den Messbetrdagen (wie der Gewerbesteuer) ist das
wichtiger als bei einer sich stetig und langsam entwickelnden Steuer (wie der Grundsteuer
vor der Reform). Ein grolRer systematischer Bruch, wie er durch die Grundsteuerreform ent-
steht, ist dagegen ein gutes Argument fiir moglichst groRe Zeitndhe gerade in der Post-Re-
form-Phase.

Fiir die Festlegung einer angemessenen Nivellierungsgrundlage sind neben der Aktualitat
auch die Volatilitat der Steuerbemessungsgrundlagen von Bedeutung. Insbesondere in Fallen
mit hoher Volatilitat ist eine mehrjahrige Datenbasis von Vorteil. Dies ist beim Gewerbesteu-
eraufkommen eindeutig der Fall. Fiir das Grundsteueraufkommen vor der Reform und ab-
sehbar nach der Reform kann das dagegen verneint werden. Die Ubergangsphase der Grund-
steuerreform stellt in diesem Zusammenhang eine voriibergehende, weniger gut absehbare
Phase dar.

Diese Gesichtspunkte zeigen, dass eine Gleichbehandlung der beiden groflen Realsteuern in
der Hebesatznivellierung aus der Sache heraus nicht zwingend ist. Aus Sicht der Finanzaus-
gleichssystematik ist eine Gleichbehandlung sinnvoll, da einfache und einheitliche Losungen
in den ohnehin als komplex verschrienen Finanzausgleichsgesetzen willkommen sind. Aus
fachlicher Sicht auf die unterschiedlichen zu normierenden Steuern ist dies, wie skizziert,
nicht unbedingt der Fall.

F.2. Systemumstellung — Optionen der Integration

Die in diesem Kurzgutachten angerissenen Diskussionen und die dazugehorigen finanzwis-
senschaftlichen Analysen werden in dem ausfiihrlichen Gutachten "Klimaansatz und mehr-
jahrige Steuerkraft im kommunalen Finanzausgleich Nordrhein-Westfalen" (Doring,
Gerhards und Thone, 2024) detailliert dargelegt. Die vorliegende Kurzstudie ist lediglich ein
Ergdnzungsgutachten zu diesem aktuellen Gutachten. Um Redundanzen zu vermeiden, wird
an dieser Stelle auf eine vertiefte Darstellung der aktuellen eigenen Befunde aus dem Haupt-
gutachten verzichtet. Wir konzentrieren uns hier auf die konkreten, mit der Systemumstel-
lung anlasslich der Grundsteuerreform relevanten Fragenstellungen. Im Mittelpunkt steht
dabei die Grundsteuer B, die nur mit Blick auf die weit iberlegene Regelungsalternative |
(,Einer fur alle”) diskutiert wird. Die anderen Realsteuern werden der Vollstandigkeit halber
streckenweise mit dargestellt, aber nicht analytisch diskutiert.

Wie in Abschnitt F.1 dargestellt, reichen die bisher fiir den Finanzausgleich maRgeblichen
Zeitraume zum Teil weit in die Vergangenheit zuriick. Bei der Abwagung zwischen langeren
und kiirzeren Referenzzeitraumen der Basisdaten liberwiegen die Vor- und Nachteile nicht
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eindeutig, insbesondere die Kriterien Aktualitdt und Glattung spielen hier gegenldufige Rol-
len.

Im ersten Jahr der Umsetzung der reformierten Grundsteuer muss das GFG 2025 noch auf
die Grunddaten der Vorjahre zugreifen, da neue Ist-Daten nicht vorliegen. Die neue Grund-
steuer gilt zwar bereits, die alte Grundsteuer dominiert aber noch die Steuerkraftmessung
im GFG. Diese Situation ist unvermeidbar. Alle Uberlegungen, wie der zeitliche Ubergang von
der alten zur neuen Grundsteuer im Finanzausgleichsgesetz umgesetzt werden kann, bezie-
hen sich entsprechend auf das GFG 2026 und dessen Folgejahrgange.

Das oben genannte Gutachten ,Klimaansatz und mehrjahrige Steuerkraft im Kommunalen
Finanzausgleich des Landes Nordrhein-Westfalen” hat die Auswirkungen einer mehrjahrigen
Bericksichtigung der kommunalen Realsteuern im Finanzausgleich eingehend untersucht
und deren Vor- und Nachteile aufgezeigt. Die beobachteten Glattungseffekte sind dabei im
Wesentlichen auf die Gewerbesteuer zuriickzufihren, da die Grundsteuern ohnehin sehr
stabil sind. Die Unterschiede zwischen Grund- und Gewerbesteuer zeigen sich nicht nur in
zeitlicher Hinsicht, d. h. in ihren Schwankungen im Zeitablauf, sondern auch in rdumlicher
Hinsicht: Die Einnahmen aus der Gewerbesteuer sind auch raumlich deutlich ungleichmaRi-
ger iber Nordrhein-Westfalen verteilt als die Einnahmen aus der Grundsteuer.

Fihrt man diese beiden Befunde — einerseits das Inkrafttreten der Grundsteuerreform, an-
dererseits die Stabilitdt der Grundsteuer und die Volatilitat der Gewerbesteuer — zusammen,
so ergibt sich eine Option zur Umsetzung der Grundsteuerreform im kommunalen Finanz-
ausgleich, die die Vorteile beider Punkte miteinander verbinden kann. Diese besteht darin,
die Mehrjahrigkeit bei der Ermittlung der Steuerkraft — zumindest zunachst — primar auf die
Gewerbesteuer anzuwenden, da diese deutlich konjunkturanfélliger ist und damit die Haupt-
ursache fir die Volatilitat der kommunalen Einnahmen darstellt.

Bei der Grundsteuer sollte die neue Bemessungsgrundlage sukzessive nach Datenverfligbar-
keit aufgebaut werden. Die nachstehende Tabelle 5 skizziert die konkreten Optionen fir die
Datengrundlagen der Realsteuernivellierung. Die Gewerbesteuernivellierung wird dabei in
den beiden Optionen mit und ohne Mehrjahrigkeit dargestellt.

Aus den dargelegten Griinden wird die Grundsteuer B hier jeweils nur mit einer einjahrigen
Referenzzeit flir die Messbetragsvolumina dargestellt. Fir das erste Jahr dieses neuen Mo-
dells im GFG 2026 stehen hier zwei Alternativen zur Verfligung: Entweder wird nach bisheri-
gem Usus noch das zweite Halbjahr 2024 halftig berlicksichtigt. Dies entsprache dem etab-
lierten Vorgehen, wie es auch fiir die Zeit ab GFG 2027 empfohlen wird. Im GFG 2026 wiirde
mit ,,halb 2024 / halb 2025“ eine gewisse Glattung im Ubergang erreicht. Dem kann entge-
gengehalten werden, dass eine Glattung insofern unnotig ist, als die nordrhein-westfilische
Kommunen im Jahr 2026 ausschlieBlich mit der reformierten Grundsteuer konfrontiert sind
und entsprechend auch die Erwartung haben kénnten, im GFG nicht noch mit Teilen der alten
(verfassungswidrigen) Grundsteuer konfrontiert zu werden. In diesem Fall konnten die Daten
flr das erste Halbjahr 2025 fiktiv zu einem Ganzjahreswert verdoppelt werden, um im GFG
beriicksichtigt zu werden.
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Ubersicht Hebesitze und Referenzperioden nach Grundsteuerreform

Modell ohne mehrjdhrige Steuerkraft

Modell mit mehrjahriger Gewerbesteuerkraft

GFG 2026 GFG 2026
Referenzperiode Berechnung fiktive Referenzperiode Berechnung fiktive
Hebesatze Hebesatze
allgemein 07/24- 06/25 grundsatzlich aktuellste allgemein 07/24- 06/25 grundsatzlich aktuellste
3 Jahre 3 Jahre
GewsSt 07/24 - 06/25 2022, 2023, 2024 GewsSt 07/22-06/23 2020, 2021, 2022
g”;‘:’;de’ © |o07/24-12/24 2022, 2023,2024 mehrjahrig  |07/23 - 06/24 2021, 2022, 2023
r
01/25 - 06/25 1. HJ 2025 Durchschnitt |(07/24 - 06/25 2022, 2023, 2024
Oder: GrSt B [01/25-06/25 (x2) |1.H) 2025 g”;‘t”’gder © |07/24-12/24 2022, 2023,2024
r
01/25 - 06/25 1. HJ 2025
Oder: GrSt B [01/25-06/25 (x2) |1. HJ 2025 x 2
GFG 2027 GFG 2027
Referenzperiode Berechnung fiktive Referenzperiode Berechnung fiktive
Hebesdtze Hebesdtze
allgemein 07/25 - 06/26 grundsatzlich aktuellste allgemein 07/25 - 06/26 grundsatzlich aktuellste
3 Jahre 3 Jahre
GewsSt 07/25 - 06/26 2023, 2024, 2025 GewsSt 07/23-06/24 2021, 2022, 2023
GrSt B 07/25 - 06/26 2025 mehrjdhrig  [07/24 - 06/25 2022, 2023, 2024
Durchschnitt |07/25 - 06/26 2023, 2024, 2025
GrSt B 07/25 - 06/26 2025
GFG 2028 GFG 2028
Referenzperiode Berechnung fiktive Referenzperiode Berechnung fiktive
Hebesatze Hebesatze
allgemein 07/26 - 06/27 grundsatzlich aktuellsten allgemein 07/26 - 06/27 grundsatzlich aktuellsten
3 Jahre 3 Jahre
GewsSt 07/26 - 06/27 2024, 2025, 2026 GewsSt 07/24 - 06/25 2022, 2023, 2024
GrSt B 07/26-06/27 2025, 2026 mehrjahrig  |07/25 - 06/26 2023, 2024, 2025
Durchschnitt |07/26 - 06/27 2024, 2025, 2026
GrSt B 07/26 - 06/27 2025, 2026
GFG 2029 GFG 2029
Referenzperiode Berechnung fiktive Referenzperiode Berechnung fiktive
Hebesatze Hebesatze
allgemein 07/27-06/28 grundsatzlich aktuellste allgemein 07/27-06/28 grundsatzlich aktuellste
3 Jahre 3 Jahre
GewsSt 07/27 - 06/28 2025, 2026, 2027 GewsSt 07/25-06/26 2023, 2024, 2025
GrSt B 07/27 - 06/28 2025, 2026, 2027 mehrjahrig  |07/26 - 06/27 2024, 2025, 2026
Durchschnitt |07/27 - 06/28 2025, 2026, 2027
GrSt B 07/27 - 06/28 2025, 2026, 2027

Zum Zeitpunkt des Gutachtensabschlusses ist noch nicht eindeutig feststellbar, welche dieser
beiden GrSt B-Alternativen flir das GFG 2026 vorzugswiirdig ist. Dies hangt auch von der He-
besatzpolitik der Gemeinden im Jahr 2025 ab. Systematisch gibt es kleine Unterschiede zwi-
schen den beiden Alternativen; gut akzeptabel erscheinen aus heutiger Sicht beide.
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Flr die in Tabelle 5 nicht erfasste Grundsteuer A empfiehlt sich, jeweils analog zur Grund-
steuer B vorzugehen. Zwar wirkt die Grundsteuerreform auf die Grundsteuer A nur ver-
gleichsweise gering. Eine belastbare Begriindung, die kleine Grundsteuer A anders als Grund-
steuer B zu behandeln, lasst sich daraus aber nicht ableiten.

Sollten entgegen der Darstellung in Tabelle 5 beide Realsteuern letztlich gleich behandelt
werden, konnte neben einer sofort einflihrbaren dreijahrigen Steuerkraftbasis fir die Gewer-
besteuer im Finanzausgleich und einer entsprechenden dreijahrigen Basis fir die Gewerbe-
steuerhebesatze auch fiir die Grundsteuer eine solche Dreijahrigkeit schrittweise eingefiihrt
werden. Nach Uberwindung der umstellungsbedingten Ubergangsphase bestehen keine
grundsatzlichen Bedenken gegen eine mehrjahrige Bemessungsgrundlage auch bei der
Grundsteuer. Allerdings ist der Mehrwert der Mehrjahrigkeit gegeniber der Einjahrigkeit
hier im Vergleich zur Gewerbesteuer gering und ergibt sich vor allem aus der ostentativen
Einfachheit der Gleichbehandlung aller Steuereinnahmen der Gemeinden.

G. Ergebnisiiberblick>

Die Steuerkraft aus der Grundsteuer ist, wie in allen Landern Ublich, im kommunalen Finanz-
ausgleich des Landes Nordrhein-Westfalen — dem jahrlichen Gemeindefinanzierungsgesetz
GFG — zu beriicksichtigen. Als kommunale Realsteuer mit grundgesetzlich garantiertem He-
besatzrecht kann sie jedoch nicht mit dem tatsachlichen oértlichen Steueraufkommen ange-
rechnet werden. Um die Effekte der Hebesatzautonomie — eine Gemeinde erhebt besonders
niedrige oder besonders hohe Grundsteuern — vom kommunalen Finanzausgleich zu isolie-
ren, werden Nivellierungshebesatze verwendet. Anstelle der gemeindeindividuellen Hebes-
atze wird fur jede Gemeinde die fiktive Steuerkraft ermittelt, die sie mit diesen ungefihr
durchschnittlichen Hebesatzen hatte. Dieses fiktive Aufkommen wird ihr im Finanzausgleich
als Steuerkraft angerechnet, tatsachliche Abweichungen davon nach oben oder unten sind
allein Sache der jeweiligen Gemeinde, da sie diese durch ihre Hebesatzentscheidung auch
selbst herbeigefiihrt hat.

Mit der ab 2025 wirksamen Grundsteuerreform und dem nordrhein-westfalischen Grund-
steuerhebesatzgesetz (NWGrStHsG) ist eine Anpassung der Regelungen zur Hebesatznivellie-
rung erforderlich. Die nordrhein-westfalischen Stadte und Gemeinden haben nun die Option,
sich wie bisher fiir einen einheitlichen Hebesatz der Grundsteuer B zu entscheiden. Alternativ
kénnen sie unterschiedliche Hebesatze fir Wohn- und Nichtwohngrundstiicke erheben.
Diese Wahlmoglichkeit zwischen zwei alternativen Hebesatzsystemen bei der Grundsteuer B
stellt die Hebesatznivellierung im kommunalen Finanzausgleich vor eine neue, bisher nicht
gekannte Herausforderung.

22 Der abschlieRende Ergebnistiberblick ist weitgehend deckungsgleich mit dem vorangestellten Uberblick zu

den zentralen Befunden.
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Im vorliegenden Gutachten werden theoretisch gangbare Regelungsalternativen zur Normie-
rung der Grundsteuer B identifiziert und ausgearbeitet. Diese Alternativen werden im Rah-
men einer qualitativen Argumentation und einer quantitativen Simulationsrechnung auf ihre
Leistungsfahigkeit untersucht. Von den drei Alternativen — Regel | ,Einer fiir alle”, Regel Il
,Beide fur sich” und Regel Ill ,,Zwei flr alle” — sticht die erste Nivellierungsregel weit hervor,
sie Ubertrifft die beiden Alternativen in allen Qualitatskriterien und ist die einzige wirklich
neutrale Regel.

Diese Nivellierungsregel |, die am Ende der Analysen fiir die Grundsteuer B mit Nachdruck
empfohlen wird, sieht vor, dass alle Gemeinden in der Nivellierung so behandelt werden, als
ob sie von der Option der Hebesatznivellierung keinen Gebrauch machen wiirden. Bei den
Gemeinden, die tatsachlich einen einheitlichen, undifferenzierten Hebesatz fiir die Grund-
steuer B anwenden, wird dieser in die Berechnung des Nivellierungshebesatzes einbezogen.
Flr die Gemeinden, die sich fir eine Differenzierung der Hebesatze nach Wohn- und Nicht-
wohngrundstiicken entschieden haben, wird ein fiktiver einheitlicher Hebesatz berechnet,
der ohne Differenzierung vor Ort das gleiche Steueraufkommen erzielen wiirde. Diese Be-
rechnung ist denkbar einfach und mathematisch eindeutig durchfiihrbar. Durch dieses Ver-
fahren entsteht eine Art Schutzzone fiir die Differenzierungsentscheidung: Ob eine Ge-
meinde das von ihr fiir erforderlich gehaltene Aufkommen aus der Grundsteuer B ohne, mit
leicht oder stark differenzierten Hebesatzen erzielt, bleibt allein ihre Entscheidung. Der Fi-
nanzausgleich behandelt sie in allen diesen Fallen gleich.

Angesichts der Irritationen und Unsicherheiten, die fiir die Stadte und Gemeinden mit der
Grundsteuerreform verbunden sind, kann diese Feststellung zumindest eine gewisse Beruhi-
gung bringen: Von Seiten des Finanzausgleichs kommen keine zusatzlichen Komplikationen
hinzu. Die einfachste Losung fiir die klinftige Nivellierung der Grundsteuer, die Regel |, ist
zugleich die gerechteste und effizienteste.

Die Grundsteuer A fir land- und forstwirtschaftliche Grundstiicke wurde im Zuge der Grund-
steuerreform ebenfalls verdndert — allerdings nur in vergleichsweise geringem Umfang. Um
Aufkommensneutralitdt gegeniliber der Zeit vor der Reform zu erreichen, missten die meis-
ten Gemeinden auch bei der GrSt A neue Hebesatze wahlen. Allerdings fehlt hier der System-
bruch der Grundsteuer B. Die Nivellierung der Grundsteuer A kann wie bisher fortgesetzt
werden. Lediglich bei der Wahl des Stitzzeitraums fir die Nivellierungsberechnungen emp-
fiehlt es sich der Einfachheit halber, analog zur Grundsteuer B vorzugehen.

Mit der Grundsteuerreform wird auch eine optionale Grundsteuer C fiir unbebaute, aber
baureife Grundstiicke eingefiihrt. Diese Grundsteuer C muss, wenn sie gewahlt wird, mit ei-
nem hoheren Hebesatz als die vor Ort praktizierte Besteuerung von Wohngrundstiicken aus-
gestaltet werden. Ob und in welchen Teilen einer Gemeinde die Grundsteuer C erhoben wer-
den kann (wenn die Gemeinde von dieser Option Gebrauch machen will), hdngt von einer
Reihe objektiver Faktoren ab, die von der einzelnen Gemeinde nicht oder nur sehr begrenzt
beeinflusst werden kdnnen. Aus diesem Grund lehnt das Gutachten eine eigenstandige Nor-
mierung der Grundsteuer C ab. Jede Normierung einer Realsteuer impliziert notwendiger-
weise auch eine normative Erwartung, dass die betreffende Steuer erhoben werden soll —
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oder dass eine Gemeinde frei entscheiden soll, eine vor Ort tatsidchlich erhebbare Steuer
nicht zu erheben bzw. mit einem Hebesatz von Null zu belegen. Diese Voraussetzung ist bei
der Grundsteuer C nicht erfiillt. Solange vor Ort unklar ist, ob und fiir welche Gemeindeteile
die Grundsteuer C liberhaupt erhoben werden kann, ist es nicht statthaft, diesen Umstand
durch eine eigenstandige Normierung zu ignorieren. Grundstiicke, fir die die Grundsteuer C
erhoben wird, sollten entsprechend mit dem ortlichen Hebesatz der Grundsteuer B (Wohn-
grundstilicke bzw. undifferenziert) in die Hebesatznivellierung einbezogen werden.

Abschlieend werden die fir die Nivellierung wahlbaren Stitzzeitraume betrachtet. Das
Hauptgutachten ,Klimaansatz und mehrjahrige Steuerkraft im kommunalen Finanzausgleich
Nordrhein-Westfalen” (Doring, Gerhards und Thone, 2024), das diesem Ergdnzungsgutach-
ten zugrunde liegt, analysiert ausfiihrlich die Starken und Schwéachen einjahriger und mehr-
jahriger Bemessungsgrundlagen. Im vorliegenden Gutachten stehen demgegeniiber die mit
der Grundsteuerreform verbundenen Fragen im Vordergrund. Es wird gezeigt, dass es — un-
abhangig von der Behandlung der Gewerbesteuer — ratsam ist, bei der Grundsteuer in der
Ubergangsphase weiterhin eine einjihrige Steuerkraftgrundlage zu verwenden. Beginnend
mit dem GFG 2026 kann so schrittweise die neue Basis etabliert werden. Fiir dieses konkrete
Ubergangsjahr kann es sinnvoll sein, nur die Werte des ersten Halbjahres 2025 zu verwenden
und diese je Gemeinde zu verdoppeln. Alternativ kdnnten im Jahr 2026 noch die ,alten”
Grundsteuerwerte aus dem zweiten Halbjahr 2024 einbezogen werden.

— 43—



Steuerkraftermittlung im kommunalen Finanzausgleich nach der Grundsteuerreform

H. Quellenverzeichnis

Das Gros der genutzten Daten zu und aus NRW wurde vom Statistischen Landesamt Nord-
rhein-Westfalen (IT.NRW) zur Verfligung gestellt bzw. stammt aus der von IT.NRW unterhal-
tenen Landesdatenbank NRW. Zudem wurden die vom Ministerium der Finanzen des Landes
Nordrhein-Westfalen anlasslich der Grundsteuerreform veroffentlichten Daten zu aufkom-
mensneutralen Hebesatzen fiir die Grundsteuer A und B genutzt.

Bundesministerium der Finanzen (2022): Die Normierung der neuen Grundsteuer im Fi-
nanzausgleich — Erforderlichkeit, Mdglichkeiten und Grenzen; in: Monatsbericht
des BMF, Mirz 2022, S. 16-28.

Biittner, L. (2022): Finanzwissenschaftliche Uberpriifung der Differenzierung der fiktiven
Hebesatze im GFG 2022, Friedrich-Alexander-Universitat Erlangen-Nirnberg.
https://www.staedtetag-nrw.de/files/nrw/docs/Dezernat-2/2023/gfg-2022-gut-
achten-hebesaetze-buettner-2023.pdf

Bittner, T., M. Krause (2021): Fiscal equalization as a driver of tax increases: empirical ev-
idence from Germany. Int Tax Public Finance 28, 90-112.
https://doi.org/10.1007/s10797-020-09610-9

Doring, T,. E. Gerhards, M. Théne (2024): Klimaansatz und mehrjahrige Steuerkraft im
kommunalen Finanzausgleich Nordrhein-Westfalen, FiFo-Bericht Nr. 34, K&In.

Drien, K.-D., M. Krumm (2024), Rechtsgutachten zur optionalen Einflihrung differenzier-
ter Grundsteuerhebesatze durch die Gemeinden in Nordrhein-Westfalen erstat-
tet fir das Ministerium der Finanzen des Landes Nordrhein-Westfalen, August
2024, Dusseldorf. https://www.finanzverwaltung.nrw.de/system/files/me-
dia/document/file/drueen-krumm_gutachten_grundsteuerhebesatzdifferenzie-
rung_16-8-2024.pdf

Diirr, F. (2024): Warum Eigentiimer baureifer Grundstiicke meist noch verschont bleiben.
In: Stuttgarter Zeitung vom 20.11.2024; https://www.stuttgarter-nachrich-
ten.de/inhalt.grundsteuer-c-in-baden-wuerttemberg-warum-stuttgart-und-viele-
weitere-staedte-die-neue-steuer-noch-meiden.abclca77-9a34-457c-Sbde-
9eae5363b3d6.html.

Feld, L., Y. Bury, P. Weber (2020): Finanzwissenschaftliches Gutachten zur weiteren / er-
ginzenden wissenschaftlichen Uberpriifung der Einwohnergewichtung im Kom-
munalen Finanzausgleich in Nordrhein-Westfalen, Walter-Eucken-Institut Frei-
burg. Landtag NRW, Vorlage 17/3858 vom 18.09.2020. https://t1p.de/a7i60.

Goerl., C.A., A. Rauch, M. Thone (2013): Weiterentwicklung des kommunalen Finanzaus-
gleichs in Nordrhein-Westfalen. Gutachten im Auftrag des Ministeriums fiir Inne-
res und Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen, Finanzwissenschaftliches
Forschungsinstitut an der Universitat zu KéIn.

Henger, R. (2018): Baulandsteuer und zoniertes Satzungsrecht. Expertengutachten fur
»Neue fiskalische Anreiz- bzw. Steuerungsinstrumente zum Flachensparen” im
Rahmen des F+E Vorhabens ,,Implementierung von Flachensparinstrumenten®;
FKZ 3715 75 102 0, UBA-Texte 25/2018, Dessau-RolRlau.

— 44 —


https://www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.grundsteuer-c-in-baden-wuerttemberg-warum-stuttgart-und-viele-weitere-staedte-die-neue-steuer-noch-meiden.abc1ca77-9a34-457c-9bde-9eae5363b3d6.html
https://www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.grundsteuer-c-in-baden-wuerttemberg-warum-stuttgart-und-viele-weitere-staedte-die-neue-steuer-noch-meiden.abc1ca77-9a34-457c-9bde-9eae5363b3d6.html
https://www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.grundsteuer-c-in-baden-wuerttemberg-warum-stuttgart-und-viele-weitere-staedte-die-neue-steuer-noch-meiden.abc1ca77-9a34-457c-9bde-9eae5363b3d6.html
https://www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.grundsteuer-c-in-baden-wuerttemberg-warum-stuttgart-und-viele-weitere-staedte-die-neue-steuer-noch-meiden.abc1ca77-9a34-457c-9bde-9eae5363b3d6.html
https://t1p.de/a7i60

KoIn

FiFo

Hummel, C.A., A. Rauch (2016): How to stop the race to the bottom. Empirical evidence
from North Rhine-Westphalia. In: International Tax and Public Finance, 5/2016.
DOI 10.1007/s10797-015-9387-7

Hummel, C.A., A. Rauch, M. Théne (2015): Kommunaler Finanzausgleich in Bayern; FiFo-
Berichte Nr. 19, KolIn.

Lampert, S., L. Hummel (2024): Rechtsgutachterliche Stellungnahme fiir den Stadtetag
Nordrhein-Westfalen betreffend Verfassungsrechtliche Risiken nordrhein-westfa-
lischer Gemeinden im Falle der Festsetzung differenzierender Grundsteuer-He-
besatze vom 24. September 2024, 0.0., https://www.staedtetag-
nrw.de/files/nrw/docs/Presse/2024/Staedtetag-NRW-Gutachten-Hebesatzdiffer-
enzierung.pdf.

Ministerium der Finanzen des Landes Nordrhein-Westfalen (2024): Information an die
Kommunen zur Umsetzung der Grundsteuerreform, Dusseldorf. https://www.fi-
nanzverwaltung.nrw.de/system/files/media/document/file/Info_Kommunen.pdf

Mollwitz, G. (2023): Grundsteuer C — alles was Sie wissen missen; in: Kommunal.de vom
17.01.2023. https://kommunal.de/grundsteuer-c-bedeutung-wo-eingefuehrt.

Pracht, R. (2024): Gutachten zu den verfassungsrechtlichen Fragen von differenzierenden
Hebesatzen bei der Grundsteuer, Landtag Nordrhein-Westfalen Information
18/44, Dezember 2024. https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumen-
tenarchiv/Dokument/MMI18-144.pdf.

Scherf, W. (2000): Die Bedeutung der Nivellierungshebesatze im kommunalen Finanzaus-
gleich, in: Lideke, R., Steden, W., Scherf, W (Hrsg.), Wirtschaftswissenschaft im
Dienste der Verteilungs-, Geld- und Finanzpolitik, Berlin, S. 499-524.

Scherf, W. (2023): Steuerkraftmessung im kommunalen Finanzausgleich, Finanzwissen-
schaftliche Arbeitspapiere, No. 111, Justus-Liebig-Universitat GieRen, Fachbe-
reich Wirtschaftswissenschaften, GielRen.

Stadt Monheim am Rhein (2024): Entwurf Haushaltsplan 2025 vom 29.10.2024.
https://www.monheim.de/fileadmin/user_upload/Media/Doku-
mente_NEU/20_Finanzen/04_Haushalt/2025/2025-Entwurf-Haushaltsplan.pdf

Stadte- und Gemeindebund NRW (2024): Auswertung der Blitzumfrage zu den Grund-
steuerhebeséatzen 2025 (Auswertung Dez IV, Datenstand: 18.11.2024); Dussel-
dorf; https://www.kommunen.nrw/presse/pressemitteilungen/detail/doku-
ment/grundsteuerreform-vier-von-fuenf-kommunen-tendieren-zu-einheitlichen-
hebesaetzen.html.

Verfassungsgerichtshof fiir das Land Nordrhein-Westfalen (1998): Urteil vom 9. Juli 1998,
VerfGH 16/96 und 7/97, Miinster.

Zimmermann, H. und T. Doring (2019): Kommunalfinanzen. Eine Einfiihrung in die fi-
nanzwissenschaftliche Analyse der kommunalen Finanzwirtschaft,. 4. Aufl., Berli-
ner Wissenschafts-Verlag, Berlin.

—45 —


https://www.staedtetag-nrw.de/files/nrw/docs/Presse/2024/Staedtetag-NRW-Gutachten-Hebesatzdifferenzierung.pdf
https://www.staedtetag-nrw.de/files/nrw/docs/Presse/2024/Staedtetag-NRW-Gutachten-Hebesatzdifferenzierung.pdf
https://www.staedtetag-nrw.de/files/nrw/docs/Presse/2024/Staedtetag-NRW-Gutachten-Hebesatzdifferenzierung.pdf
https://www.finanzverwaltung.nrw.de/system/files/media/document/file/Info_Kommunen.pdf
https://www.finanzverwaltung.nrw.de/system/files/media/document/file/Info_Kommunen.pdf
https://kommunal.de/grundsteuer-c-bedeutung-wo-eingefuehrt
https://www.monheim.de/fileadmin/user_upload/Media/Dokumente_NEU/20_Finanzen/04_Haushalt/2025/2025-Entwurf-Haushaltsplan.pdf
https://www.monheim.de/fileadmin/user_upload/Media/Dokumente_NEU/20_Finanzen/04_Haushalt/2025/2025-Entwurf-Haushaltsplan.pdf

FiFo-Berichte Nr. 35

Marz 2025

Bisher erschienene FiFo-Berichte

Nr.1
2005

Nr. 2
2005

Nr.3
2005

Nr. 4
2005
Nr.5
2005

Nr. 6
2006

Nr.7
2006

Nr. 8
2006

Nr. 9
2006

Nr. 10
2008
Nr. 11
2010

Nr. 12
2010

Nr. 13
2011

Nr. 14
2012

Nr. 15
2014

Nr. 16
2014

Nr. 17
2015

Gemeindefinanzreform — Hintergriinde, Defizite,
Alternativen

Clemens Fuest und Michael Thone

Wachstums- und nachhaltigkeitswirksame o6ffentliche
Ausgaben (WNA)

Michael Théne

Naturschutz im Finanzausgleich — Erweiterung des
naturschutzpolitischen Instrumentariums um
finanzielle Anreize fiir Gebietskorperschaften

Angelika Perner und Michael Théne
Subventionen und staatliche Beihilfen in Deutschland
Michael Thone

Aufkommens-, Beschéftigungs- und Wachstumswir-
kungen einer Steuerreform nach dem Vorschlag von
Mitschke

Clemens Fuest, Andreas Peichl und Thilo Schaefer

Wechselwirkungen eines Zuschlagsmodells mit dem
kommunalen Finanzausgleich

Sven Heilmann

Wachstumswirksamkeit von Verkehrsinvestitionen in
Deutschland

Roman Bertenrath, Michael Thone und Christoph
Walther

Aufkommens-, Beschéftigungs- und Wachstumswir-
kungen einer Reform des Steuer- und Transfersys-
tems

Clemens Fuest, Sven Heilmann, Andreas Peichl, Thilo
Schaefer und Christian Bergs

Entwicklung der Treibhausgasemissionen in Luxem-
burg

Mercedes de Miguel Cabeza
Ertragsabhangige und ertragsunabhéangige Steuern
Clemens Fuest und Michael Théne
Direktvermarktung von Windstrom - Folgen fir die
Forderung erneuerbarer Energien
Stephan Dobroschke
Qualitat der 6ffentlichen Finanzen - Anwendung des
Ansatzes der EU-Kommission auf Deutschland
Michael Thone und Stephan Dobroschke:
Steuerliche Behandlung von Firmenwagen in
Deutschland
Laura Diekmann, Eva Gerhards, Stefan Klinski, Bettina
Meyer, Sebastian Schmidt und Michael Théne
Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen: Bestandsauf-
nahme national und international praktizierter Me-
thoden der langfristigen Budgetanalyse
Eva Gerhards, Caroline-Antonia Goerl und
Michael Théne
Ermittlung von aufgabenbezogenen Kostenremanen-
zen im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs in
Sachsen-Anhalt
Stephan Dobroschke, Jens-Martin Gutsche und
Michael Théne
Schwerpunkte kommunaler Ausgabenlasten im Lan-
dervergleich
Caroline Goerl, Anna Rauch und Michael Théne
Institutionelle Strukturen zur Verbesserung von
Transparenz und Wirksamkeit von Subventionen

Michael Théne und Daniel Happ

Nr. 18
2015

Nr. 19
2015

Nr. 20
2016

Nr. 21
2016
Nr. 22
2016

Nr. 23
2016

Nr. 24
2018

Nr. 25
2018

Nr. 26
2018

Nr. 27
2019

Nr. 28
2019

Nr. 29
2020

Nr. 30
2021

Nr.31
2022

Nr.32
2023

Nr.33
2024

Nr. 34
2024

Nr. 35
2025

Begutachtung des kommunalen Finanzausgleichs in
Brandenburg

Caroline-Antonia Hummel, Anna Rauch, Eva Gerhards
und Michael Théne

Kommunaler Finanzausgleich in Bayern

Caroline-Antonia Hummel, Anna Rauch und
Michael Thone

Modellrechnungen fiir den vierten
Tragfahigkeitsbericht des BMF

Martin Werding

Finanzierung der Fliichtlingspolitik
Caroline-Antonia Hummel und Michael Théne
Die Zukunft der EU-Finanzen

Hrsg. von Thiess Bittner und Michael Théne

Verteilungssymmetrie im vertikalen Teil des kommu-
nalen Finanzausgleichs Schleswig-Holsteins

Léa Lamouroux und Michael Thone

Entwicklungen im Bereich der Pflege in Deutschland
bis 2060

Bernhard Koldert und Saskia Reuschel

Entwicklungen im Bereich der Pflege im Landkreis Got-
tingen bis 2030

Bernhard Koldert und Saskia Reuschel

Raumliche Darstellungen im Kontext wohnstandortbe-
zogener Daseinsvorsorge — der Raum Kéln/Bonn
Bernhard Koldert, Tobias Mller und Saskia Reuschel

Bedarfsgerechte Weiterentwicklung des kommunalen
Finanzausgleichs in Schleswig-Holstein

Eva Gerhards, Jens-Martin Gutsche, Helena Kreuter,
Fabian Schrogl, Michael Théne

Evaluierung von Steuervergiinstigungen
Sechs Teilberichte 0, A, B, C, D, E

Hrsg. von Michael Théne

Finanzrisiken fir den Bund durch die demographische
Entwicklung in der Sozialversicherung

Martin Werding und Benjamin Lapple

Uberpriifung des vertikalen und horizontalen Finanz-
ausgleichs in Thiiringen

Eva Gerhards, Bernhardt Koldert, Fabian Schrogl,
Michael Théne

Finanzrisiken fiir den Bund durch die demographische
Entwicklung in der Sozialversicherung:
Reformszenarien

Martin Werding und Benjamin Lapple

Uberpriifung des Beschultenansatzes im kommunalen
Finanzausgleich in Nordrhein-Westfalen

Eva Gerhards und Michael Thone

Modellrechnungen fiir den Sechsten Tragfahigkeitsbe-
richt des BMF

Martin Werding, Benjamin Lapple, Sebastian Schirner

Klimaansatz und mehrjahrige Steuerkraft im kommu-
nalen Finanzausgleich Nordrhein-Westfalen

Thomas Déring, Eva Gerhards, Michael Thone

Steuerkraftermittlung im kommunalen Finanzausgleich
nach der Grundsteuerreform

Eva Gerhards, Michael Théne



	Haupttext.pdf
	A. Einleitung
	B. Grundsteuerreform
	B.1. Grundsteuerreform in Deutschland
	B.2. Nordrhein-Westfalens Grundsteuerhebesatzgesetz

	C. Grundsteuernormierung
	C.1. Normierung der Realsteuerhebesätze im kommunalen Finanzausgleich
	C.2. Nivellierung optionaler Hebesatzmodelle – Fragestellungen
	C.3. Qualitätskriterien für die Hebesatznivellierung der Grundsteuer B

	D. Grundsteuer B: Normierungsoptionen und Modellrechnungen
	D.1. Mögliche Nivellierungsregeln
	D.2. Modellrechnung: Verhaltensannahmen und Ergebnismatrix
	D.3. Ergebnisse für die Grundsteuer B

	E. Normierung der Grundsteuer C im Finanzausgleich?
	F. Integration der neuen Grundsteuer B in den Finanzausgleich – Zeiträume der einbezogenen Grunddaten
	F.1. Bisherige Zeitspannen und Fristen
	F.2. Systemumstellung – Optionen der Integration

	G. Ergebnisüberblick
	H. Quellenverzeichnis


